STADT BIELEFELD
- Schul- u. Sportausschuss -

Niederschrift

Sitzung
Nr.
SchA/056/2020

uber die Sitzung des Schul- und Sportausschusses

Tagungsort: Grolder Saal im Neuen Rathaus
Beginn: 16:00 Uhr

Sitzungsunter-  17:30 Uhr bis 17:40 Uhr
brechung:

Ende: 19:00 Uhr

Anwesend:

CDhu

Herr Willi Blumensaat
Frau Petra Brinkmann
Frau Elke Grinewald
Herr Marcus Kleinkes
Herr Dr. Matthias Kulinna

SPD

Herr Peter Bauer

Herr Dr. Michael Neu
Herr Lars Nockemann
Herr Frederik Suchla
Herr Thomas Wandersleb

Biindnis 90/Die Griinen
Herr Gerd-Peter Griin
Herr Roland Lasche
Frau Hannelore Pfaff

Fraktions- bzw. gruppenlose Mit-

glieder
Herr Bernd Schatschneider

BfB
Herr Joachim Krollpfeiffer

FDP
Frau Laura von Schubert

am 25.08.2020

stellv. Vorsitzender

Vorsitzender

bis 18:00 Uhr



Beratende Mitglieder

Herr Dietrich Heine

Frau Jil Neugebauer

Frau Anne Roder

Herr Stefan Schraub

Herr Karl-Wilhelm Schulze

Von der Verwaltung:

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus

Frau Fortmeier (Stab Dez. 2)

Herr Poetting (Stab Dez. 2)

Frau Schénemann (Amt flr Schule)

Frau Beckmann (Amt fir Schule)

Frau Jockheck (Amt fiir Schule)

Herr Middendorf (Sportamt)

Herr Seifert (Geschaftsflhrer/Schriftfiihrer Schule)
Herr Middeldorf (SchriftfUhrer Sport)

Gaste:

Frau MoRinger (ISB)

Frau Isfendiyar (Kommunales Integrationszentrum)

Herr Wormann (Buro fir integrierte Sozialplanung und Prav.)

bis 17:35 Uhr

zum TOP:
3.5.6

3.7

3.6



Nichtoffentliche Sitzung:

[...]

Offentliche Sitzung:

Zu Punkt 2

Zu Punkt 2.1

Zu Punkt 2.2

Zu Punkt 2.3

Zu Punkt 2.3.1

Offentliche Sitzung Sport

Genehmigung der Niederschrift liber die 6ffentliche Sitzung
Sport des Schul- und Sportausschusses am 22.06.2020 Nr.
55/2014-2020

Beschluss:

Die Niederschrift liber die 6ffentliche Sitzung Sport des Schul- und
Sportausschusses vom 22.06.2020 — Nr. 55/2014-2020 wird geneh-
migt.

- einstimmig bei einigen Enthaltungen beschlossen -

Mitteilungen

Keine

Anfragen

Anfrage der FDP-Ratsgruppe vom 09.08.2020 zum Thema "Be-
reitstellung von Schwimmzeiten in Zeiten von Corona"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11463/2014-2020

Herr Middendorf verweist auf die vor der Sitzung verteilte Antwort der
Verwaltung:

,Welche Schwimmzeiten stehen dem Vereinssport derzeit in wel-
chen Hallen- und Freibadern zur Verfiigung und entsprechen diese
dem Umfang der Zeiten vor den Corona-bedingten Einschrankun-
gen?

Vereinstraining auerhalb der Offnungszeiten findet in den Freibddern in
der Saison 2020 nicht statt. Die BBF fiihrt hierzu in ihrem Hygiene- und
Betriebskonzept folgendes aus:

"Neben der Intensivierung der Tagesreinigung findet im Anschluss an die
TagesschlieBung des Bades eine griindliche Reinigung der gesamten
Anlage statt. Dabei werden sémtliche Griffe von Tiiren, Auf- und Ein-
stiegshilfen, Sitzgelegenheiten und andere fiir Griff- und Kérperkontakte
prédestinierte Einrichtungen sorgféltig desinfiziert. Eine parallel oder an-



schlieBende Nutzung der Anlage wiirde diese Reinigung konterkarieren.“

Seit dem 15.06.2020 stehen im Hallenbad AquaWede das Sport- und das
Sprungbecken fiir das Vereinstraining von montags bis freitags von 19.00
bis 21.00 Uhr und samstags von 11.00 - 12.30 Uhr zur Verfligung.

Ab dem 12.08.2020 hat die BBF die Aufnahme des Trainingsbetriebes im
SennestadtBad ermdéglicht. Das Sport- und das Therapiebecken stehen
montags bis freitags jeweils von 15.30 bis 21.30 Uhr zur Verfliigung. Zei-
ten an den Wochenenden stehen nicht zur Verfligung.

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Wassersport im Stadtsportbund
Bielefeld e. V. hat fiir diese Zeiten ein ,Konzept fiir das Training unter
Pandemiebedingungen der Bielefelder schwimmsport-treibenden Verei-
ne“ entwickelt und gemeinsam mit den Vereinen einen Belegungsplan
erarbeitet.

Die o. g. Schwimmzeiten entsprechen nicht dem Umfang der Zeiten vor
den Corona-bedingten Einschrédnkungen, da weitere Hallenbéder zurzeit
noch nicht zur Verfligung stehen.

Erste Zusatzfrage

Welche Schwimmzeiten stehen den stadtischen Schulen derzeit in
welchen Hallen und Freibddern zur Verfiigung und entsprechen die-
se dem Umfang der Zeiten vor Corona-bedingten Einschréankungen?

Die Schulschwimmbéder (Alm-, Markt-, PlaBbad) kénnen von den Schu-
len wie folgt genutzt werden:

Almbad: Mo — Mi + Fr 8.00 — 16.00 Uhr, Do 8.00 — 17.00 Uhr (14 Schu-
len)

Marktbad: Mo - Fr 8.00 — 14.00 Uhr (3 Schulen — noch freie Kapazitéten)
PlaBbad: Mo, Di, Do, Fr 8.00 — 14.00 Uhr, Mi 8.00 — 13.00 Uhr (7 Schu-
len)

Dies entspricht den Nutzungszeiten vor Corona, allerdings mit strengeren
Vorschriften bzgl. Betreten und Verlassen von Umkleiden/Duschen und
Schwimmbad und Festlegung der Laufrichtung. Speziell im Almbad mit 4
Umkleiderdumen gibt es auch Vorschriften hinsichtlich der Nutzung der
Umkleiden.

Fir die Schulen, die ihren Schwimmunterricht in den Béddern der BBF
erteilen, gab es das Angebot, auf die Freibdder auszuweichen. Dieses
Angebot haben 18 Schulen genutzt.

Folgende Schwimmzeiten stehen in den Freib&dern zur Verfiigung:
Wiesenbad: Mo - Fr 8.30-13.00 Uhr (15 Schulen)

Freibad Jéllenbeck: Mo - Fr 8.30-13.00 Uhr (3 Schulen)

Dies entspricht nicht den Schwimmzeiten, die vor Corona zur Verfliigung
standen, da weniger Béder zur Verfiigung stehen.

Zweite Zusatzfrage
Wie kénnen nach Einschéatzung der Verwaltung diese Schwimmzei-
ten erweitert werden?

Vermutlich ab dem 24.08.2020 kann mit dem Schwimmunterricht im
AquaWede gestartet werden, da dieses bereits am Nachmittag fiir die
Offentlichkeit gedffnet hat. Hierfiir muss aber zunéchst der bestehende
Schwimmplan den Coronabedingungen angepasst werden, damit es zu
keinen ,zu nahen” Kontakten zwischen Schiilern und Schiilerinnen unter-
schiedlicher Schulen kommt. Evtl. miissen einige Schulen ins Marktbad
wechseln, um im AquaWede an bestimmten Knotenpunkten eine Entzer-
rung zu erreichen.



Zu Punkt 2.3.2

Lt. Auskunft der BBF kann vermutlich Anfang September das Senne-
stadtbad genutzt werden. Dort verhindert aktuell noch eine Baustelle im
Duschbereich, welche dadurch nicht genutzt werden kann, die Nutzung
durch die Schulen.

Das Ishara und das Familienbad Heepen werden &6ffnen, sobald die Frei-
béder schliel3en, spétestens Mitte September.

Vermutlich wird es zu einigen Einschrénkungen kommen, da z. B. aktuell
zwischen zwei unterschiedlichen Schulen eine Bahn freigehalten werden
muss, so dass die vor Corona erstellten Belegungspldne nicht 1:1 umge-
setzt werden kénnen. Die BBF kommt den Schulen insoweit entgegen,
dass die teilweise im Vormittagsbereich platzierte Offentlichkeitsbelegung
fiir die Corona-Zeit ausgesetzt wird, um hier weitere Entzerrungen zu
ermoglichen.

Eine Offnung der Schulschwimmbéder fiir den Vereinssport wird derzeit
ebenfalls vorbereitet und soll méglichst zeitnah realisiert werden. Zu-
néchst missen allerdings noch notwendige Nutzungs-einschrénkungen
und Fragen im Zusammenhang mit der erforderlichen Reinigung geklért
werden.”

Anfrage der CDU-Ratsfraktion vom 14.08.2020 zum Thema
"Starkung der Sportinfrastruktur durch das Land NRW"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11504/2014-2020

Herr Middendorf verweist auf die vor der Sitzung verteilte Antwort der
Verwaltung:

»Welche Projekte hat das Sportamt der Stadt Bielefeld (im Rahmen
des Sonderprogramms zur Stdrkung der Sportinfrastruktur) vorbe-
reitet?

Sportamt, Bauamt und ISB haben die Projekte Hellingskampschule,
Grundschule Dornberg, Sporthalle Benzstral3e und Turnhalle der ehema-
ligen Falkschule vorbereitet.

Im Oktober 2020 werden Férderantradge fiir die Turnhalle der Hellings-
kampschule und die der Grundschule Dornberg fiir das Férderjahr 2020
gestellt.

Im Januar 2021 folgen die Férderantrédge fiir die Sporthalle Benzstralle
und die Turnhalle der ehemaligen Falkschule fiir das Férderjahr 2021.“

Herr Dr. Kulinna erklart, dass die Bezirksvertretung Senne in der vergan-
genen Sitzung einen Antrag beschlossen habe, einen Foérderantrag fir
einen Basketballplatz in Senne aus dem Férderprogramm zu stellen. Des
Weiteren mochte Herr Dr. Kulinna wissen, inwieweit die Bezirksvertretun-
gen in die Beantragungen eingebunden werden.

Herr Middendorf erlautert, dass das Bauamt Uber die Abteilung Stadtent-
wicklung federfuhrend die Forderantrage stellt. Bei einem gemeinsamen
Termin habe man mit dem Dezernat 2, dem Bauamt und dem ISB die in
der Antwort genannten Prioritidten gesetzt. Dabei miisse auch berlck-
sichtigt werden, dass die Zeit zwischen Férderaufruf (Ende Juli) und der



Zu Punkt 2.4

Zu Punkt 2.4.1

Zu Punkt 2.4.2

Antragsfrist (16.10.20) aulerst gering sei. Das Férderprogramm ziele auf
bereits in der Planung befindliche Projekte ab. Da es nach Einschatzung
des Bauamtes realistisch sei, dass je Forderphase ein Projekt gefordert
werden konnte, habe man Projekte ausgesucht, die die Hochstforder-
summe von 1,5 Mio. € erreichen. Eine Beteiligung der Bezirksvertretun-
gen sei aufgrund des dargestellten engen Zeitplanes nicht méglich gewe-
sen.

Antrage

Antrag der CDU-Ratsfraktion vom 06.08.2020 zum Thema
"Schwimmen in Corona-Zeiten"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11404/2014-2020

Frau Brinkmann erlautert, dass durch die Corona-Pandemie die Ver-
sorgung der Bevdlkerung mit ausreichend Schwimmzeiten nur einge-
schrankt erfolgen kénne. Problematisch sei insbesondere, dass die
Hallenbader aktuell geschlossen seien und die Freibader nur begrenz-
te Kapazitaten hatten. Die Schwimmfahigkeit der Kinder sei jedoch von
zentraler Bedeutung und ungemein wichtig.

Auf Antrag von Frau Brinkmann sollen die Schulen mit in das Konzept
aufgenommen werden. AuRerdem beantragt Frau von Schubert, dass die
privaten Schwimmschulen ebenfalls berlcksichtigt werden sollen. So-
dann ergeht folgender

Beschluss:

Die Verwaltung wird aufgefordert, ein Konzept vorzulegen, welches
die Schwimmlernausbildung von Kindern in Vereinen, Schulen und
privaten Schwimmschulen und die Trainingsmoglichkeiten der akti-
ven Schwimmer in Vereinen in Corona-Zeiten beinhaltet.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Antrag der CDU-Ratsfraktion vom 14.08.2020 zum Thema
"Neugestaltung Internetseite"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11513/2014-2020

Herr Dr. Kulinna ist der Meinung, dass die Sportdatenbank nicht mehr
dem aktuellen Stand der Technik entsprechen und bei der Uberarbei-
tung des Sportstatteninformationssystems die vorhandenen Bele-
gungsdaten besser ausgewertet werden mussten.

Herr Middendorf stellt klar, dass es im Rahmen der Uberarbeitung der
stadtischen Homepage kein neues System geben werde, sondern eine
Umbenennung des bestehenden Systems die Navigation auf der stad-
tischen Homepage erleichtern solle. Herr Middendorf verweist zu die-



Zu Punkt 2.5

sem Thema auf das Protokoll der Schul- und Sportausschusssitzung
vom 26.05.2020. Inwieweit der neue Internetauftritt der Sportverwal-
tung in der kommenden Sitzung vorgestellt werden kdnne, misse zu-
vor mit dem Presseamt abgestimmt werden.

Herr Nockemann bittet, die Vorstellung des neuen Internetauftrittes in
einer der ersten Sitzungen nach der Kommunalwahl vorzusehen. Be-
zuglich der Anforderungen von Herrn Kulinna an ein neues Sportstat-
teninformationssystem zweifelt Herr Middendorf an der Umsetzbarkeit,
da das aktuelle Sportstattenvergabesystem die von Herrn Kulinna ge-
stellten Anforderungen nicht erflllen kénne. Hier misste vermutlich ein
neues Vergabesystem angeschafft werden, was nur mit entsprechen-
der Bereitstellung von Haushaltsmittel erfolgen konne.

Herr Nockemann erkennt, dass man nicht Anforderungen beschlieRen
koénne, die aktuell faktisch nicht umsetzbar seien. Es solle aber geprift
werden, welche der genannten Anforderung umsetzbar erscheinen.
Auf Antrag von Herrn Nockemann soll der Auftrag an die Verwaltung
zur Umsetzung der geplanten Neuerungen in einen Prifauftrag umge-
wandelt werden. Sodann ergeht folgender

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, zur nachsten Sitzung den aktuellen
Stand der Neugestaltung der stadtischen Internetseite im Uberblick
zu prasentieren. Die Verwaltung wird in diesem Zusammenhang ge-
beten, zu priifen, inwieweit in dem Informationssystem zukiinftig
folgende Punkte beriicksichtigt werden kénnen:

1. Moglichkeiten, die Sportangebote nach Sportarten tabella-
risch anzuzeigen (und nicht nur die Sporthallen, in denen die
entsprechende Sportart ausgeiibt wird)

2. Eine Funktion, die entsprechenden Sportangebote nach Wo-
chentag, Uhrzeit, Sporthalle, Stadtteil, ggf. Vereine, zu sortie-
ren. (Kombinationen der einzelnen Kategorien sollen variabel
angezeigt werden koénnen, z.B. die gleichzeitige Anzeige
mehrerer Sportarten, mehrerer Stadtteile, aller Wochentage).

3. Kontaktdaten zu den Sportangeboten, soweit das im Einver-
nehmen mit den Anbietern moglich ist.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Finanzierung der AuBensportanlagen im Umfeld der neuen
Sporthalle der NRW-Sportschule (Helmholtzgymnasium) durch
die Sportpauschale

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11406/2014-2020

Frau Pfaff fragt, ob die Sportanlagen auch fur die Blrgerinnen und
Blrger nutzbar seien oder Uber einen Sportverein beim Sportamt be-
antragt werden mussen. Frau Brinkmann erganzt, dass die Aul3en-
sportanlagen auch von den Sportvereinen genutzt werden mussten,



wenn die Finanzierung aus der Sportpauschale erfolge.

Herr Dr. Witthaus stellt klar, dass die vorrangige Nutzung der Aulien-
sportanlagen den Schilerinnen und Schilern der NRW-Sportschule
obliege. Die Sportanlagen wurden nach den Schwerpunktfachern der
NRW-Sportschule ausgewahlt. Die Sporthalle wird aus Schulmitteln
finanziert, sodass die Sporthalle auch nur von der Schule genutzt wer-
den durfe. Die freien Restkapazitaten der Au3ensportanlagen kdnnten
jedoch nachrangig auch durch die Vereine genutzt werden.

Auf Antrag von Frau Brinkmann soll die Nutzungsoption der Sportanlagen
durch die Bielefelder Sportvereine in dem Beschluss berlicksichtigt wer-
den. Sodann ergeht folgender

Beschluss:

Der Schul- und Sportausschuss beschlieBt die Bewilligung von
1.090.000,- € aus der Sportpauschale des Landes NRW fiir die Er-
richtung der AuBensportanlagen im Umfeld der neuen Sporthalle
der NRW-Sportschule (Helmholtzgymnasium).

Die geplanten AuBBensportanlagen stehen vorrangig den Schiilerin-
nen und Schiilern der NRW-Sportschule zur Verfiigung und werden
bei freien Kapazitdten an Bielefelder Sportvereine vergeben.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Zu Punkt 2.6 Beschliisse aus vorangegangenen Sitzungen - Bericht der
Verwaltung zum Sachstand

Kein Bericht

Zu Punkt 3 Offentliche Sitzung Schule

Zu Punkt 3.1 Genehmigung der Niederschrift liber die offentliche Sitzung
Schule des Schul- und Sportausschusses am 22.06.2020 Nr.
55/2014-2020

Beschluss:

Die Niederschrift Giber die 6ffentliche Sitzung Schule des Schul- und
Sportausschusses vom 22.06.2020 — Nr. 55/2014-2020 wird geneh-
migt.

dafiir: 12 Stimmen

Enthaltungen: 3 Stimmen

- einstimmig bei einigen Enthaltungen beschlossen -



Zu Punkt 3.2

Zu Punkt 3.2.1

Zu Punkt 3.2.2

Mitteilungen

Forderung von OGS-Ferienangeboten

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:
Foérderung von OGS-Ferienangeboten in den Sommerferien 2020
Sehr geehrte Damen u. Herren,

gemall dem Runderlass des Ministeriums flr Schule und Bildung vom
25.06.2020 wurde der Stadt Bielefeld auf Antrag eine Zuwendung zur
Forderung von OGS-Ferienangeboten in den Sommerferien 2020 in H6-
he von 121.920,00 Euro gewahrt. Dies entspricht einer Anteilsfinanzie-
rung der Gesamtausgaben von 152.490,00 Euro in Hohe von 80 v.H.
Betreut wurden in den Sommerferien 2020 46 Gruppen mit je 15-20 Kin-
dern.

Sofortausstattungsprogramm nach Zusatz zum DigitalPakt:
Ausstattung von bediirftigen Schiilerinnen und Schiilern fiir
Homeschooling im Rahmen der Corona-MaRnahmen

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:

Sofortausstattungsprogramm nach Zusatz zum DigitalPakt: Ausstat-
tung von bediirftigen Schiilerinnen und Schiilern fiir Homeschoo-
ling im Rahmen der Corona-MaBnahmen

Mit Dringlichkeitsentscheidung Nr. 184 (DS-NR 11287/2014-2020) wurde
folgender Beschluss am 29.07.2020 gefasst:

»Die Verwaltung wird beauftragt, die Richtlinie des Landes NRW
vom 21.7.2020 (BASS 11-02 Nr. 35) iiber die Férderung von digitalen
Sofortausstattungen  (Zusatzvereinbarung  zur  Verwaltungs-
vereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 - Sofortausstat-
tungsprogramm) an Schulen und in Regionen in Nordrhein-
Westfalen fiir Bielefeld unverziiglich umzusetzen. Zur Durchfiihrung
der o. g. Forderrichtlinie stellt die Stadt Bielefeld die notwendigen
investiven Auszahlungsmittel i.H.v. 3.605.371 € im Wege der Nach-
bewilligung fiir 2020 bereit. Fordermittel i.H.v. 3.244.834 € sind ein-
zuplanen. Der verbleibende Eigenanteil i.H.v. 514.510 € soll aus der
Bildungspauschale refinanziert werden.*

Die Dringlichkeitsentscheidung wurde unterzeichnet von den Herren
Oberburgermeister Clausen, Ratsmitglied Ruther und Ratsmitglied No-
ckemann.

Die Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung (DS-NR 11324/2014-
2020) soll in der Ratssitzung am 03.09.2020 erfolgen.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der in der Anlage befindlichen
Dringlichkeitsentscheidung und Beschlussvorlage (s. Anlagen zur Nie-



Zu Punkt 3.2.3

derschrift, Anlage Nr. 1).

Forderung der Gigabitanbindung nach der ,Richtlinie zur Ge-
wahrung von Zuwendungen fiir die Glasfaseranbindung der
offentlichen Schulen und der genehmigten Ersatzschulen®,
Runderlass des Ministeriums fur Wirtschaft, Innovation, Digi-
talisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen vom
12.09.2018

hier: Zuwendungsbescheide zur Forderung der Anbindung
von 33 Schulen in stadt. Tragerschaft liegt vor.

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:

Forderung der Gigabitanbindung nach der ,Richtlinie zur Gewah-
rung von Zuwendungen fur die Glasfaseranbindung der 6ffentlichen
Schulen und der genehmigten Ersatzschulen“, Runderlass des Mi-
nisteriums fir Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 12.09.2018

hier: Zuwendungsbescheide zur Férderung der Anbindung von 33 Schu-
len in stadt. Tragerschaft liegt vor.

Das Land NRW gewahrt nach MaRgabe der Richtlinie zur Gewahrung
von Zuwendungen fiir die Glasfaseranbindung der o6ffentlichen
Schulen und der genehmigten Ersatzschulen Zuwendungen zur An-
bindung von 6ffentlichen Schulen und genehmigten Ersatzschulen an das
Telekommunikations-netz. Forderfahig im Sinne der Richtlinie ist primar
die leitungsgebundene Anbindung von Schulgebduden durch einen Netz-
betreiber an das Telekommunikationsnetz, um eine dauerhafte Breit-
bandversorgung von mindestens 1 Gigabit pro Sekunde symmetrisch
(Gigabitnetz) am jeweiligen Schulgebaude zu gewahrleisten.

Ferner forderfahig ist das monatliche Entgelt fir den Festnetzinternetan-
schluss fur die Dauer von drei Jahren, bei den Schulen, deren Anbindung
an ein gigabitfahiges Telekommunikationsnetz nach der o. g. Richtlinie
gefordert wird.

Nicht forderfahig im Rahmen dieser Richtlinie ist die sog. Inhouseverka-
belung. Zur Abdeckung dieser Kosten hat die Verwaltung einen Antrag
auf Forderung nach der Richtlinie fur die Gewahrung von Zuwendun-
gen zur Férderung der Digitalisierung der Schulen in NRW (RL Digi-
talPakt NRW) fir MaBnahmen an Schulen und in Regionen vom
11.09.2019 gestellit.

Ausgangslage in Bielefeld

Aktuell gelten 33 stadt. Schulen im Stadtgebiet Bielefeld nach o. g. For-
derrichtlinie als unterversorgt und werden nicht Uber das Bundespro-
gramm zur Unterstlitzung des Breitbandausbaus abgebildet, da sie laut
der Richtlinie des Bundesférderprogrammes nicht férderfahig sind.

Hierbei handelt es sich um folgende Schulstandorte:

10



Sc

hul
- Schule PLZ | StraBe
for
m
FS | Am Lonkert 336 | Schulstralle 84
47
GS | Am Waldschlésschen 337 | Am Waldschldss-
39 chen 66
GS | Astrid Lindgren Schule 336 | Werraweg 54
89
GS | Babenhausen 336 | Babenhauser Str.
19 155
GS | Brockerschule 336 | Von-Mdller-Str. 54
47
GS | Brider-Grimm-Schule 336 | Am Stadion 181
89
GS | Buckardtschule 336 | Heeper Str. 50
07
GS | Buschkampschule 336 | Am Flugplatz 40
59
GS | Diesterwegschule 336 | Rohrteichstr. 73
02
GS | Dreekerheide 337 | Bargholzstr. 32
39
FS | Ernst-Hansen-Schule 337 | Krahenwinkel 2
19
GS | Frélenbergschule 336 | Schulstr. 29
47
GS | Grundschulverbund Dornberg- | 336 | GrolRer Kamp 47
Schréttinghausen”® 19
GS | Grundschulverbund Wellensiek- | 336 | Wellensiek 208
Hoberge-Uerentrup® 19
GS | Heeperholz 337 | Wedepohlstr. 1
19
GS | GSV ndrdliche Innenstadt (Standort: | 336 | Josefstr. 9
Josefstr.) 02
GS | GSV nordliche Innenstadt (Standort: | 336 | Herforder Str. 263
Hellingskampschule) 09
GS | Hillegossen 336 | Detmolder Str.
99 613
RS | Joéllenbeck, Teilstandort RS Jéllen- | 337 | Volkeningstr. 3
beck 39
GS | Klosterschule 336 | Klosterplatz 3a
02
FS | Leineweberschule 336 | Babenhauser Str.
19 157
GS | Oldentrup 337 | Krahenwinkel 2
19
GS | Osningschule 336 | Neue Str. 13-15
05
GS | Plal3schule 336 | Meyer-zu-Eissen-
11 Weg 4
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GS | Stapenhorstschule 336 | Gr.-Kurflirsten-Str.
15 53

GS | Stieghorstschule 336 | Detmolder Str.
05 415

GS | Stiftschule 336 | Stapelbrede 65
11

GS | Sudschule 336 | Wilh.-Thielke-Str.
47 33

GS | Theesen 337 | Theesener Str. 34
39

GS | Vilsendorf 337 | Bardenhorst 20
39

GS | Vogelruthschule 336 | Wikingerstr. 15
47

GS | Wellbachschule 336 | Am Wellbach 21
09

GS | Windflote 336 | An der Windflote
59 38

*Nebenstandorte werden Uber Bundesprogramm Breitband angebunden.

Fir den Anschluss dieser Schulen am Glasfasernetz hat die Stadt Biele-
feld am 30.06.2020 eine entsprechende Forderung nach o. g. Richtlinie
beantragt.

Zuwendungsbescheid des Landes

Nach erfolgter Ausschreibung dieser Malinahme und vor Erteilung des
Zuschlags (Auftrag) hat die Bezirksregierung Detmold mit Datum vom
09.07.2020 der Stadt Bielefeld den entsprechenden Zuwendungsbe-
scheid (Bewilligungszeitraum 15.07.2020 — 31.12.2024) erteilt.

Die Zuwendung fur die Anbindung der Schulgebaude wird als Projektfor-
derung in der Form der Anteilfinanzierung iHv. von 80% der zuwendungs-
fahigen Gesamtausgaben iHv. 2.590.702,20 € als nicht rickzahlbare Zu-
weisung gewahrt. Die maximale Zuwendung betragt somit 2.072.561,81
€. Der kommunale Ko-Finanzierungsanteil betragt 20% der zuwendungs-
fahigen Gesamtausgaben, also 518.140,45 €.

Die Anbindung der Schulgebaude ist im Zeitraum vom 15.07.2020 bis
zum 31.12.2021 durchzufuhren.

Die Zuwendung zur Férderung des monatlichen Entgelts fir die wesentli-
che Verbesserung der Bandbreite im Up- und Download der Schulge-
baude, wird als Projektforderung in der Form der Festbetragsfinanzierung
als nicht rickzahlbare Zuwendung auf Basis der zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben iHv. 78.676,20 € im Rahmen einer 100% Foérderung
gewahrt. Die MalRnahmen flir die Férderung des monatlichen Entgelts
sind vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2024 durchzufuhren.

Aktueller Sachstand

Der Auftrag zur Herstellung der Breitbandanschllisse an den genannten
Schulen wurde im Juli 2020 von der Verwaltung erteilt. Es wird mit einem
Umsetzungszeitraum von 10 — 15 Monaten ab Auftragserteilung gerech-
net.
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Zu Punkt 3.2.4 Forderung der Digitalisierung der Schulen nach der ,Richtlinie
fur die Gewahrung von Zuwendungen zur Forderung der Digi-
talisierung der Schulen in NRW (RL DigitalPakt NRW) fiir MaR-
nahmen an Schulen und in Regionen‘ vom 11.09.2019
hier: Zuwendungsbescheide fiir die Inhouseverkabelung von
33 Schulen/Teilstandorten sowie fiir den Austausch von 31
Servern an weiterfithrenden Schulen in stadt. Tragerschaft.

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:

Forderung der Digitalisierung der Schulen nach der ,Richtlinie fiir
die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der Digitalisierung
der Schulen in NRW (RL DigitalPakt NRW) fur MaBnahmen an Schu-
len und in Regionen® vom 11.09.2019

hier: Zuwendungsbescheide fir die Inhouseverkabelung von 33 Schu-
len/Teilstandorten sowie fur den Austausch von 31 Servern an weiterfuh-
renden Schulen in stadt. Tragerschaft.

Das Land NRW stellt mit 0.g. Richtlinie 6ffentliche Mittel fur die digitale
Ausstattung von Schulen zur Verfigung. Gefoérdert werden dabei Investi-
tionen in die digitale Infrastruktur von Schulen sowie regionale Investiti-
onsmalfinahmen.

Forderbar sind nach der Richtlinie insb. folgende Vorhaben oder Forder-
bereiche:
- IT-Grundstruktur (schulisches WLan, Anzeige- und Interaktionsge-
rate),
- digitale Arbeitsgerate und
- schulgebundene mobile Endgerate (bis max. 25.000 € je Schule).

Fir die Stadt Bielefeld werden aus dem DigitalPakt als sog. Schultrager-
budget Férdermittel iHv. 17.960.415 € zur Verfigung gestellt, die bis zum
31.12.2021 zu beantragen sind. Zusammen mit dem kommunalen Ko-
Finanzierungsanteil von 10 % der Férdersumme ergibt sich ein Gesamt-
volumen von annahernd 20 Mio. € fur die Digitalisierung der Bielefelder
Schulen.

Im Rahmen dieser Férderrichtlinie hat die Verwaltung nunmehr je Schul-
standort entsprechende Forderantréage (in der Summe 64 Antrége) ge-
stellt, fur die mit Datum vom 09.07.2020 die jeweiligen Zuwendungsbe-
scheide vom Land erteilt wurden.

+ Inhouseverkabelung fir die Schulen, die im Rahmen des Breit-
bandférderprogramms Land am Glasfasernetz angeschlossen werden
Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinanzierung in Hohe von 90%
der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben iHv. 259.182,00 € als Zu-
schuss im Umfang von 233.263,80 € gewahrt. Der kommunale Ko-
Finanzierungsanteil betragt 10% der zuwendungsfahigen Gesamtausga-
ben, also 25.918,20 €.

Die MaRnahmen sind im Zeitraum vom 01.01. bis zum 31.10.2021 durch-
zufihren.
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Zu Punkt 3.2.5

+ Neue Server fiir die weiterfiihrenden Schulen

Fir die Anschaffung, Installation und Einbindung von 31 Servern an 26
Schulen und 5 Teilstandorten wurden von der Bezirksregierung Detmold
Fordermittel iHv. 558.000 € bewilligt. Die Zuwendung wird ebenfalls in der
Form der Anteilsfinanzierung iHv. 90% der zuwendungsfahigen Gesamt-
ausgaben von 620.000,00 € als Zuschuss gewahrt. Der kommunale Ko-
Finanzierungsanteil betragt 10% der zuwendungsfahigen Gesamtausga-
ben, also 62.000 €.

Die MalRnahmen sind im Zeitraum vom 09.07. bis zum 30.11.2020 durch-
zufthren.

DarlUber hinaus plant die Verwaltung folgende weitere Malhahmen aus
dem Fdérderprogramm DigitalPakt:

+ Verbesserung der Infrastruktur durch Versorgung aller Schul-
standorte mit Wlan

In einem ersten Schritt sollen ab 2021 alle Klassen-, Mehrzweck-, Fach-

und Differenzierungsraumen, sowie die Lehrerzimmer mit Wlan versorgt

werden. Hierzu wird aktuell eine Ausschreibung zur konkreten techni-

schen Umsetzungsplanung vorbereitet.

+ Ausstattung der Schulen mit Prasentationsmedien in allen o. g.
Raumen (ca. 3.000 Raume)

Die Vorarbeiten flir die Anschaffung der Gerate laufen parallel zur o. g.

Ausschreibung.

+ Ausstattung der Schulen mit digitalen Endgeraten

Die Richtlinie zum Digitalpakt ermdglicht pro Schule ein Anschaffungsvo-
lumen iHv. 25.000 € fiUr digitale Endgerate. Die Ausstattung kann erst
erfolgen, wenn die Infrastruktur dafur geschaffen wurde. Die Stadt Biele-
feld beabsichtigt die nach Erstellung der Infrastruktur aus dem Schultra-
gerbudget ggf. noch freien Fordermittel flr die Ausstattung der Schulen
mit Endgeraten im genannten Umfang zu nutzen.

Temporare Modulbauten an Schulen

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:
Temporare Modulbauten an Schulen, Stand: 12.08.2020
Aus der unten abgebildeten Tabelle ist der aktuelle Stand hinsichtlich der

Winsche zur Beauftragung von Raummodulen an das Amt fur Schule
ersichtlich. Die Anderungen sind grau hinterlegt.
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Zu Punkt 3.2.6

Modulbauten an Schulen

Schule Zahl der Zweck Planungsstand | Realisierungszeitpunkt
Raummodul
Buschkampschule 1 Unterrichtsraum Abnahme erfolgt 08/2020
Luisenschule, Standort Il Josefstra 4 KIlassenra'ume mit R l{msetzung der MaBnahme 10/2020
Differenzierungsméglichkeiten lauft
GS Babenhausen/Leineweberschd 4 OGS-Gruppenraum, 0GS-8iro, 0GS- 1SB ist beauftragt 12/2020
Teamraum
Queller Schule Mensaerweiterung ISB ist beauftragt 02/2021
Frobelschule 0GS-Gruppenraum ISBist beauftragt 04/2021
L 4 Unterrichtsraume fiir das Schuljahr .
Kuhloschule/SES Kénigsbriigge 4 1SB ist beauftragt 04/2021
2020/21
Kuhloschule/SES Kénigsbriigge 4 2Unterrichtsraume/2 Biroraume fir 1SB ist beauftragt 08/2021
das Schuljahr 2021/22
Wellbachschule OGS Raume ISB ist beauftragt 10/2021
Stieghorstschule OGS Rdume ISB ist beauftragt 10/2021
ISB ist mit
Stapenhorstschule 1 OGS Biiro / 0GS-Teamraum Machbarkeitsstudie noch nicht absehbar
beauftragt
grobe Voriiberlegung;
Klassenrdume mit Zeitpunkt/Volumen
Sekundarschule Gellershagen 4bzw.8  |Differenzierungsméglichkeitenab  |abhéngig von vss. friihestens 2022
dem SJ 2022/23 Neubauplanung bzw.
Teilgebdudeabriss

Nutzung von Freibadern fiir das Schulschwimmen

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:
Nutzung von Freibadern fiir das Schulschwimmen

Aufgrund der engen personellen Situation der BBF kénnen parallel zum
Freibadbetrieb die 6ffentlichen Hallenbader nicht gedffnet werden. Davon
sind auch die stadtischen Schulen betroffen.

Die Schulverwaltung hat daher zur BBF Kontakt aufgenommen und eru-
iert, in welcher Weise das Schulschwimmen auch durch Nutzung der
Freibader durchgefihrt werden kann.

Im Ergebnis stehen nur das Wiesenbad und das Freibad Jollenbeck zu
Verfligung, da in den anderen Freibadern die Dusch- und Umkleidesitua-
tion nicht schulgerecht ist.

Neben den beiden nutzbaren Freibadern stehen unmittelbar auch weiter-
hin die drei Schulschwimmbader der Stadt (Alm-/ Markt- und Plabad)
zur Verfiigung, da dort die Aufsicht tUber die Schiler/innen ausschlief3lich
durch das Lehrpersonal der Schulen erfolgt.

Fir die Schulen, die lhren Schwimmunterricht in den 6ffentlichen Badern
der BBF erteilen, nutzen nach einer Abfrage der Schulverwaltung bei den
betroffenen Schulen aktuell 15 stadtische Schulen das Angebot, auf Frei-
bader auszuweichen.



Zu Punkt 3.2.7

Hierfur stehen folgende Schwimmzeiten zur Verfligung:

Wiesenbad: Mo-Fr  8.30-13 Uhr (12 Schulen)
Freibad Joéllenbeck: Mo-Fr 8.30-13 Uhr ( 3 Schulen)
Die Schulschwimmbader (Alm-, Markt- und Plalbad) kénnen von den
Schulen wie folgt genutzt werden:

Almbad: Mo-Mi, Fr 8-16 Uhr, Do 8-17 Uhr (14 Schulen)
Marktbad: Mo-Fr 8-14 Uhr ( 3 Schulen)
PlaRbad: Mo, Di, Do, Fr 8-14 Uhr, Mi 8-13 Uhr ( 7 Schulen)

Es gelten fir alle Bader besondere Hygienebestimmungen unter Bertick-
sichtigung von Corona bzgl. des Betretens und Verlassens von Umklei-
den, Duschen und des Schwimmbereiches selbst z.B. durch Festlegung
der Laufrichtung, Trennung von Wasserflachen und Freilassen von
Schwimmbahnen zur Trennung von Schilergruppen unterschiedlicher
Schulen.

Weitere Entwicklungsperspektiven des Schulschwimmens

Ab dem 24.08.2020 kann voraussichtlich der Schwimmunterricht auch im
Aquawede erfolgen. Hierfir wird der bestehende Schwimmplan den
Corona-Bedingungen angepasst, damit es zu keinem Kontakt zwischen
Schulerinnen und Schilern unterschiedlicher Schulen kommt.

Lt. Auskunft der BBF kann voraussichtlich Anfang September ebenfalls
das Sennestadtbad genutzt werden.

Das Ishara und das Familienbad Heepen stehen fir das Schulschwim-
men zur Verfugung, sobald die Freibader schlieRen, voraussichtlich spa-
testens Mitte September.

Erfahrungsgemald starten vielen Schulen erst ab der 2./3. Schuljahres-
woche mit dem Schwimmunterricht.

Sobald das Schulschwimmen im September wieder in allen offentlichen
Badern stattfindet, kommt die BBF den Schulen insoweit entgegen, dass
die z.T. im Vormittagsbereich einzelner Bader platzierte Offentlichkeitsbe-
legung zur Umsetzung der Corona-Regelungen ausgesetzt wird, um eine
Entzerrung der Schwimmgruppen zu ermdglichen.

Zusatzliches Fortbildungsbudget fiir Talentschulen

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:

Lehrerfortbildung / Lehrerweiterbildung: Bereitstellung zusatzlicher
Fortbildungsmittel seitens des Landes NRW im Haushaltsjahr 2020 —
Schulversuch Talentschulen

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 22. 07.2020 teilte uns die Bezirksregierung Detmold
mit, dass das Land NRW im Rahmen des Schulversuchs ,Talentschule”
Mittel flr ein zusatzliches Fortbildungsbudget bereitstellt. Die zusatzli-
chen Mittel in H6he von je 2500,- Euro werden den Schulen ab Juli 2020
zur Verfugung gestellt.
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Zu Punkt 3.2.8

Zu Punkt 3.3

Zu Punkt 3.3.1

In Bielefeld nehmen die Realschule Brackwede, die Gesamtschule Ro-
senhohe und das Carl-Severing-Berufskolleg fur Wirtschaft und Verwal-
tung als Talentschulen an dem Schulversuch teil. Die Schulen wurden
ebenfalls durch die Bezirksregierung Detmold informiert.

Ertiichtigung des Hauptschulgebiaudes BeckerstraRe

Folgende Mitteilung liegt den Ausschussmitgliedern schriftlich vor:
Ertichtigung des Hauptschulgebaudes BeckerstralRe

Der Schul- und Sportausschuss hat in seiner Sitzung am 28.04.2020 un-
ter TOP 3.4.3 einen Antrag der CDU zum Thema ,Ertlichtigung des
Hauptschulgebaudes Beckerstrale“ beschlossen. Infolgedessen wurde
die Verwaltung beauftragt, eine Gegenuberstellung der Kosten zum Um-
bau bzw. der Ertichtigung des Hauptschulgebaudes Beckerstralie in
Bezug auf die temporare Nutzung durch das Gymnasium Heepen, mit der
Ertlichtigung des Hauptstandortes vorzunehmen.

Es sollte keine exakte Kostenplanung, sondern lediglich ein Vergleich
bzw. eine Gegenuberstellung der GréRenordnung der Kosten erfolgen.

Es ergeben sich voraussichtlich folgende Gesamtkosten:

Variante A: Sanierung und Umbauten am Standort Beckerstrafe 9-11
7.500.000 €

Variante B: Neubau 3 geschossig Standort Alter Postweg 37+a
9.000.000 €

Bei beiden Varianten ,Sanierung und Umbauten am Standort Becker-
stral’e 9-11“ und ,Neubau 3 geschossig Standort Alter Postweg 37+a“
wird eine Sanierung und Umbau der NaWi-Einbauten am Hauptstandort
im Bestandgebdude 10 in GréRenordnung von ca. 1.000.000 € erforder-
lich. Diese sind in den 0.g. Gesamtkosten jeweils enthalten.

Anfragen

Anfrage des UBF-Vertreters vom 03.08.2020 zum Thema
"Corona-Tests"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11410/2014-2020

Wie stellen Sie sicher, dass alle Urlaubsruckkehrer aus sog. Risikogebie-
ten nicht ohne negativen Corona-Test die Schulen betreten kénnen?

Zusatzfrage Nr. 1:
Wie stellen Sie fest, wer ein Urlaubsriickkehrer aus Risikogebieten ist?
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Zusatzfrage Nr. 2:
Wie alt darf ein Corona-Test sein, bevor die Schulen betreten werden?

Antwort der Verwaltung:

Die Stadt Bielefeld hat fiir ihre stadtischen Mitarbeiter/innen bereits seit
01.07.2020 fur die Reisertickkehrer/-innen aus Risikogebieten folgende
Informationen auf der Intranetseite veroffentlicht:

LAnderung der Coronaeinreiseverordnung (CoronaEinrVO) mit Wirkung
vom 15. Juli 2020

Ab 22. Juni 2020 gelten im Rahmen der geédnderten Coronaeinreisever-
ordnung in der ab dem 15. Juli 2020 gliltigen Fassung (CoronaEinrVO)
neue Regelungen u. a. bei Rlickkehr aus dem Ausland.

1. Reisertlickkehr aus einem Risikogebiet

Fiir Personen, die aus dem Ausland einreisen und die sich zu einem be-
liebigen Zeitpunkt innerhalb der letzten 14 Tage vor Einreise in einem
Risikogebiet aufgehalten haben, gilt eine Pflicht zur Quaranténe. Diese
Verpflichtung bedeutet, dass sich die betreffenden Personen unverziig-
lich nach Einreise auf direktem Weg in die eigene H&uslichkeit oder eine
andere geeignete Unterkunft begeben und sich fiir einen Zeitraum von 14
Tagen nach ihrer Einreise stdndig dort aufzuhalten haben; dies gilt auch
flir Personen, die zunéchst in ein anderes Bundesland der Bundesrepub-
lik Deutschland eingereist sind. Gleichzeitig sind Sie verpflichtet, unver-
zlglich das fiir Sie zustédndige Gesundheitsamt zu informieren, vgl. Ziffer
2.

Die Information, welche Gebiete als Risikogebiete eingestuft werden,
findet sich auf der Seite des Robert-Koch-Instituts. Da die Liste der als
Risikogebiete eingestuften Gebiete einer laufenden Verdnderung unter-
liegt, wird hier keine Liste hinterlegt.

Die bestehenden Reise- und Sicherheitshinweise des Auswértigen Amtes
sowie die Informationen der Bundesregierung fiir Reisende und Pendler
haben unveréndert Gliltigkeit.

2. Verpflichtung zur Information des Gesundheitsamtes

Sie sind zudem verpflichtet, unverziiglich das fiir Sie zustdndige Gesund-
heitsamt zu kontaktieren und auf lhre Einreise aus einem Risikogebiet
hinzuweisen. Wenn Sie in Bielefeld wohnen, nutzen Sie fiir Ihre Informa-
tion an das Gesundheitsamt bitte die E-Mail Adresse: gesundheits-
amt@bielefeld.de.

Bei der vorgeschriebenen Quaranténe handelt es sich um eine gesetzli-
che Regelung. Daher wird seitens des zustdndigen Gesundheitsamtes
keine gesonderte Quaranténeverfiigung ausgestellt.

Wenn innerhalb der 14 Tage nach Einreise Symptome auftreten, die auf
eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafiir jeweils aktuellen Krite-
rien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, wenden Sie sich bitte unver-
ziglich an Ihr zustédndiges Gesundheitsamt (fiir Bielefeld unter der Ruf-
nummer 0521/ 51- 2000), um die weiteren Schritte, insbesondere hin-
sichtlich des notwendigen Abstrichs, abzustimmen. Informieren Sie bitte
auch telefonisch Ihre Vorgesetzte bzw. lhren Vorgesetzten (ber Ihre
Riickkehr aus einem Risikogebiet und (lber lhren Kontakt zu lhrem zu-
stdndigen Gesundheitsamt.
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3. Ausnahmen von der Pflicht zur Quaranténe

Die Pflicht zur Quarantdne besteht u. a. jedoch nicht, wenn Sie (iber ein
arztliches Zeugnis in Papier- oder digitaler Form in deutscher oder in eng-
lischer Sprache verfligen, welches bestétigt, dass keine Anhaltspunkte
flir das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus vorhanden sind.
Ein aus einem fachérztlichen Labor stammender Befund ist ein &arztliches
Zeugnis. Das é&rztliche Zeugnis ist auf Verlangen unverziiglich dem zu-
sténdigen Gesundheitsamt vorzulegen.

Das éarztliche Zeugnis muss sich dabei auf eine molekularbiologische
Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus stlitzen,
die in einem Mitgliedstaat der Europ&ischen Union oder einem sonstigen
durch das Robert Koch-Institut veroffentlichten Staat durchgefiihrt und
ausgestellt worden ist. Der Test darf héchstens 48 Stunden vor der Ein-
reise nach Deutschland durchgefiihrt worden sein. Mal3geblich fiir den
Beginn der 48-Stunden-Frist ist der Zeitpunkt der Feststellung des Test-
ergebnisses.

Das é&rztliche Zeugnis ist fiir mindestens 14 Tage nach der Einreise auf-
zubewahren.

Die Ausnahme qilt jedoch nur, wenn Sie keine Symptome in dem oben
beschriebenen Sinne aufweisen, vgl. § 2 Abs. 8 CoronaEinrVO. Sollten
sich bei Ihnen Symptome zeigen, dann melden Sie sich bitte unverziiglich
bei Inrem zustédndigen Gesundheitsamt.

4. Hinweis

Wenn Sie aus einem Risikogebiet zuriickkehren und Sie kein &rztliches
Zeugnis zur Verfligung haben, bedenken Sie bitte, dass Sie fiir die Zeit
der Quaranténe zusétzlichen Urlaub oder Freizeitausgleich einplanen
muissen.

Wenn Sie keinen weiteren Urlaub mehr zur Verfliigung haben oder Frei-
zeitausgleich nicht méglich ist, ergibt sich daraus die Notwendigkeit, un-
bezahlten Urlaub in Anspruch zu nehmen. Bedenken Sie bitte ferner,
dass ein Anspruch auf Verdienstausfall im Rahmen von § 56 Infektions-
schutzgesetz nicht besteht.

5. Bitte um Unterstiitzung

Die Regelungen der Coronaeinreiseverordnung bedeuten vermutlich fiir
nicht wenige von lhnen Einschrdnkungen in der Urlaubsplanung. Sollten
Sie sich gleichwohl zu einer (Urlaubs-)Reise in ein Risikogebiet entschei-
den, beachten Sie bitte unbedingt die Regelungen der Coronaeinreise-
verordnung.

Dartiber hinaus bitten wir Sie eindringlich um Ihre Unterstiitzung.

Neben der Verpflichtung nach Rlickkehr aus einem Risikogebiet das zu-
sténdige Gesundheitsamt zu informieren, méchten wir Sie bitten, in ei-
nem solchen Fall auch ihre Vorgesetzte bzw. lhren Vorgesetzten vor Auf-
nahme lhrer Arbeit telefonisch zu informieren.

Die Information Ihrer Vorgesetzten bzw. lhres Voorgesetzten ist im allge-
meinen Interesse. Nur durch einen transparenten Umgang kénnen wir es
an dieser Stelle erreichen, dass eine Gefédhrdung Dritter, insbesondere
die Gefdhrdung lhrer Arbeitskolleg*innen, ausgeschlossen ist und so ei-
ner unnétigen Ausbreitung des Coronavirus entgegengewirkt werden
kann.

Vielen Dank fiir Ihre Unterstiitzung.*

Die stadtischen Mitarbeiter/innen an den Schulen wurden vom Amt fir
Schule mit Mails vom 01.07.2020 sowie 23.07.2020 Uber die vorgenannte
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Veroéffentlichung zu den Bestimmungen der Coronaeinreiseverordnung
informiert und um eigenverantwortliche Beachtung sowie Umsetzung der
Handlungserfordernisse im Bedarfsfall gebeten.

Die Schulleitungen und OGS-Trager aller stadtischen Schulen wurden
ebenfalls per Mail am 23.07.2020 vom Amt fir Schule Uber die aktuellen
Coronaschutzbestimmungen im Zusammenhang mit der Riuckkehr aus
Risikogebieten informiert und um Beachtung und weitere Veranlassung
im Bedarfsfall gebeten.

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Coronaeinreiseverordnung
(CoronaEinrVO) des Landes NRW Riulckkehrende aus Landern, die von
den zustandigen Bundesministerien als Risikogebiete eingestuft worden
sind, zur Einhaltung einer vierzehntagigen Quarantane verpflichtet, sofern
nicht ein arztliches Zeugnis auf Grundlage eines Testes vorgelegt werden
kann, wonach keine Anhaltspunkte flr das Vorliegen einer Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind.

Um eventuelle Risiken fur die in Schule Tatigen sowie die Schulerinnen
und Schiler so weit wie moglich zu minimieren, wurden Schulen und
OGS-Trager gebeten, die von der Stadt Bielefeld flr die eigenen Mitar-
beiter/innen herausgegebenen Informationen zur Reiserlickkehr aus Risi-
kogebieten flr ihre eigenen bzw. nichtstadtischen Mitarbeiter/innen eben-
falls inhaltsgleich anzuwenden. Die Bezirksregierung Detmold hatte hier-
zu dem Amt flr Schule mitgeteilt, dass flir Lehrkrafte keine konkretisie-
renden arbeits- oder dienstrechtlichen Hinweise erteilt werden. Nach Auf-
fassung der Bezirksregierung ergeben sich die von Seiten der Stadt
Bielefeld ausdrticklich formulierten Verpflichtungen im Wesentlichen aus
den allgemeinen Verpflichtungen des Landesbediensteten/-beschaftigten.
Schulleitungen und OGS-Tragern wurde zudem anheimgestellt, eine von
der Stadt Bielefeld flir Vorgesetzte entwickelte Checkliste flir Gesprache
mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die aus Risikogebieten wieder ein-
gereist sind, bei Bedarf und Anwendbarkeit ebenfalls mit zu verwenden.

Um sicherzustellen, dass kein/e Schduler/in, welche/r sich in einem Risi-
kogebiet aufgehalten hat, ohne zweiwdchige Quarantdne oder einem
arztlichen Nachweis Uber die Nichtinfektion an SARs-CoV-2 am Schulbe-
trieb teilnimmt, wurde den Schulleitungen zur weiteren Veranlassung ein
Formular ,Eigenerklarung“ zur Verfugung gestellt, das jede/r Schiuler/in,
welche/r Ferienzeiten in einem Risikogebiet verbracht hat, zum Schulbe-
ginn ihrer Schule vorlegen muss. Das Formular wurde sowohl in deut-
scher Sprache als auch in russischer, turkischer und serbischer Sprache
zur Verfligung gestellt.

Die Schulleitungen wurden gebeten, in Fallen der Rickmeldung zu Auf-
enthalten in Risikogebieten das Gesundheitsamt
(gesundheitsamt@bielefeld.de) zu kontaktieren.

Die stadtischen Mitarbeiter/innen in den Schulen wurden vom Amt fur
Schule Anfang August personlich kontaktiert, um abzufragen, ob ein Auf-
enthalt in einem Risikogebiet zu verzeichnen ist und die damit verbunde-
nen Coronaschutzbestimmungen Anwendung finden mussen. Als Ergeb-
nis lasst sich feststellen, dass sich kein/e stadtische/r Mitarbeiter/in in
einem Risikogebiet aufgehalten hat.

Die vorgenannten Regelungen wurden mit dem Krisenstab der Stadt

Bielefeld abgestimmt und werden zur Vermeidung von Corona-
Infektionen von diesem begrifit.
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Zu Punkt 3.3.2

Informationen zur Ausweisung von Risikogebieten durch das Robert-
Koch-Institut kdnnen unter folgender Internetseite abgerufen werden:
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Risikoge
biete neu.html .

Anfrage des UBF-Vertreters vom 03.08.2020 zum Thema "Diqi-
talisierung”

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11411/2014-2020

Ist es geplant, mit Beginn des neuen Schuljahres digitalen Unterricht zu
proben und zu tiben?

Zusatzfrage 1:

Ist sichergestellt, dass alle Schuler und Lehrer zum Schuljahresbeginn
die notwendigen digitalen Endgerate erhalten werden, damit auch bei
einer weiteren SchulschlieBung ein reibungsloser Fernunterricht gesichert
ist?

Zusatzfrage 2:
Sind inzwischen fir die digitale Ausstattung der Schulen Foérdermittel
beantragt bzw. abgerufen worden?

Antwort der Verwaltung:

Mit Veroffentlichung des Medienkompetenzrahmens NRW im Juni 2018
sind alle Schulen des Landes verpflichtet, entsprechend ihrer padagogi-
schen Bedurfnisse und ausgehend von der bereits vorhandenen Ausstat-
tung ein Medienkonzept aufzustellen, das sich am Schulprogramm orien-
tiert und auch ein schulspezifisches Qualifizierungskonzept enthalt. Das
Ministerium flr Schule und Bildung (MSB) hat die Schulen dazu aufge-
fordert bis zum Ablauf des Schuljahres 2019/20 die schuleigenen Medi-
enkonzepte im Hinblick auf den Medienkompetenzrahmen NRW anzu-
passen und zu aktualisieren.

Der Schultrager Bielefeld hat aktuell ca. 10.000 Gerate (Endgerate und
Peripheriegerate) in den stadt. Schulen im Einsatz, mit denen bereits seit
geraumer Zeit digitaler Unterricht stattfindet. Vor dem Hintergrund der
aktuellen Corona-Krise hat das MSB nunmehr zum neuen Schuljahr mit
Datum vom 10.07.2020 die Handreichung zur lernférderlichen Verkniip-
fung von Présenz-und Distanzunterricht veroffentlicht
(https://broschiren.nrw/fileadmin/Handreichung zur lernfoerderlichen V
erknuepfung/pdf/Handreichung-Distanzunterricht.pdf ) und fahrt im einlei-
tenden Text aus, dass auch wenn im Schuljahr 2020/21 Prasenzunter-
richt im Klassen- bzw. Kursraum in voller Gruppenstarke als Regelfall
angestrebt wird, unter Umstanden auch Distanzunterricht erteilt werden
wird. Das MSB beabsichtigt dazu den erforderlichen Rechtsrahmen in
Form einer Verordnung zu schaffen, der die Grundlage dafir bildet, im
Bedarfsfall Distanzunterricht als dem Prasenzunterricht gleichwertige
Form zu ermdglichen. Die in der genannten Handreichung aufgefihrten
Aspekte sollen auf Grundlage dieser geplanten Verordnung (Anmerkung:
Gemeint ist hier die Zweite Verordnung zur befristeten Anderung der
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Ausbildungs- und Prifungsordnungen gemaR § 52 Schulgesetz NRW —
SchulG NRW) den Blick auf sinnvolle Handlungsfelder lenken, die es bei
der Umsetzung einer lernférderlichen Verknlpfung von Prasenz- und
Distanzunterricht zu bedenken gilt.

Insofern stellt sich die Frage nach einer basalen Erprobung von digitalem
Unterricht an den Schulen grundsatzlich zu diesem Zeitpunkt nicht mehr,
da sich die Schulen aufgrund ihrer mehrjahrigen Erfahrung mit den digita-
len Medien und den konzeptionellen Vorarbeiten flr die Erstellung des
schuleigenen Medienkonzeptes bereits in der Umsetzungsphase des
Medienkompetenzrahmens NRW befinden.

Zusatzfrage 1:

Das Land NRW hat mit Veroffentlichung der Richtlinie Uber die Forderung
von digitalen Sofortausstattungen (Zusatzvereinbarung zur Verwaltungs-
vereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 — Sofortausstattungspro-
gramm) an Schulen und in Regionen in Nordrhein-Westfalen (veréffent-
licht am 21.07.2020) sowie der Richtlinie Uber die Férderung von dienstli-
chen Endgeraten flir Lehrkrafte an Schulen in Nordrhein-Westfalen (ver-
offentlicht am 28.07.2020) die Voraussetzungen daflir geschaffen, dass
Schulerinnen und Schiler, die zu Hause auf kein Endgerat zugreifen
kénnen, im Fall von Distanzlernen Uber die Schule mit einem entspre-
chenden Leihgerat versorgt werden konnen und alle im Landesdienst
beschéftigte Lehrkrafte erstmalig mit einem dienstlichen Endgerat ausge-
stattet werden.

Mit der Umsetzung dieser beiden Richtlinien geht die Beschaffung von
gut 11.000 digitalen Endgeraten einher, fur die die vergaberechtlichen
Vorgaben einzuhalten sind.

Die Foérdermittel sind beantragt bzw. der Antrag befindet sich in Vorberei-
tung. Die offentlichen Ausschreibungsverfahren wurden angestof3en bzw.
befinden sich in Vorbereitung.

Wann die Gerate in den Schulen vor Ort zur Verfigung stehen werden,
ist nicht zu Letzt auch abhangig von der aktuellen Marktlage, da diese
Ausstattungsoffensive bundesweit umzusetzen ist und somit mit Lie-
ferengpassen zu rechnen ist.

Zusatzfrage 2:
Antwort s. hierzu folgende Mitteilungen der Verwaltung zur Sitzung des
Schul- und Sportausschusses am 25.08.2020:

e Foérderung der Gigabitanbindung nach der ,Richtlinie zur Gewah-
rung von Zuwendungen fur die Glasfaseranbindung der o&ffentli-
chen Schulen und der genehmigten Ersatzschulen®, Runderlass
des Ministeriums fur Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und
Energie des Landes Nordrhein-Westfalen

Forderung der Digitalisierung der Schulen nach der ,Richtlinie fur die
Gewahrung von Zuwendungen zur Foérderung der Digitalisierung der
Schulen in NRW (RL DigitalPakt NRW) fir Manahmen an Schulen und
in Regionen®
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Zu Punkt 3.3.3 Anfrage des UBF-Vertreters vom 03.08.2020 zum Thema "Ein-
haltung des Lehrplans”

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11412/2014-2020

Inwieweit wird der Lehrplan flr das jeweilige Schuljahr eingehalten?

Zusatzfrage Nr. 1:
Fur wie lange ist eine Wiederholungsphase geplant?

Zusatzfrage Nr. 2:

Wie werden die Kinder gefordert, die wahrend der ganzen prasensfreien
Zeit ihre Aufgaben nach Plan erledigt haben und nun auf dem aktuellen
Stand sind?

Antwort der Verwaltung:

Die Schulaufsichten des Schulamtes fir die Stadt Bielefeld antworten wie
folgt:

Zum Schuljahresbeginn hat das Ministerium fir Schule und Bildung des
Landes NRW mit Datum 03.08.2020 ein Faktenblatt erlassen, in welchem
die Wiederaufnahme des angepassten Schulbetriebs in Corona-Zeiten zu
Beginn des Schuljahres 2020/2021 geregelt wird. Hierin befinden sich
u.a. folgende verbindliche Regelungen:

- Demnach findet der Schul-und Unterrichtsbetrieb in NRW mdg-
lichst vollstandig wieder im Prasenzunterricht statt (S.1). Fur die
Schulerinnen und Schuler aller Jahrgange gilt in ganz NRW der
Unterricht nach der Stundentafel. (S.1)

- Falls Distanzunterricht erforderlich werden sollte, ist dieser dem
Prasenzunterricht im Hinblick auf die Zahl der wochentlichen Un-
terrichtsstunden der Schulerinnen und Schiiler als gleichwertig zu
betrachten (S. 11). Die Leistungsbewertung erstreckt sich auch
auf die im Distanzunterricht vermittelten Kenntnisse, Fahigkeiten
und Fertigkeiten der Schilerinnen und Schuler (S.11).

- Im Schuljahr 2020/2021 gelten alle Vorgaben der Ausbildungs-
und Prifungsordnungen unverandert; dies schliel3t alle Ab-
schlussverfahren und Prifungen einschlieRlich der Abiturprifun-
gen im Jahr 2021 ein (S.14).

Daraus folgt, dass die Richtlinien und Lehrplane uneingeschrankt gelten.
Die Umsetzung der individuellen Férderung von Schulerinnen und Schu-
ler fallt in die Zustandigkeit und den Verantwortungsbereich jeder einzel-
nen Schule.

Unter folgendem Link kann das Faktenblatt (21 Seiten) vollstandig herun-
tergeladen werden:

https://www.schulministerium.nrw.de/themen/schulsystem/angepasster-
schulbetrieb-corona-zeiten
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Zu Punkt 3.3.4

Anfrage der FDP-Gruppe vom 09.08.2020 zum Thema "Digital-
pakt"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11462/2014-2020

Wie viele Mittel aus dem Digitalpakt sind von welchen stadtischen Schu-
len bislang beantragt worden und wie viele Mittel wurden im Rahmen des
Digitalpaktes bislang an welche Schulen ausgezahlt?

Zusatzfrage Nr.1:
Wie viele Schulen haben im abgelaufenen Schuljahr einen schulspezifi-
schen Medienentwicklungsplan erarbeitet?

Zusatzfrage Nr. 2:

Welche Schulen wurden durch die stadtische Medienberatung bei der
Entwicklung schulspezifischer Medienentwicklungsplane unterstitzt und
inwieweit konnte der derzeit glltige stadtweite Medienentwicklungsplan
Hilfestellung bei der Erstellung schulspezifischer Konzepte liefern?

Antwort der Verwaltung:

Fir die Stadt Bielefeld werden aus dem DigitalPakt (Richtlinie fir die Ge-
wahrung von Zuwendungen zur Férderung der Digitalisierung der Schu-
len in NRW (RL DigitalPakt NRW) fir Mallnahmen an Schulen und in
Regionen vom 11.09.2019) als sogenanntes Schultragerbudget Forder-
mittel in Héhe von 17.960.415 Euro zur Verfigung gestellt, die bis zum
31.12.2021 zu beantragen sind. Zusammen mit dem kommunalen Eigen-
anteil von 10 % der Férdersumme ergibt sich ein Gesamtvolumen von
annahernd 20 Millionen Euro fir die Digitalisierung der Bielefelder Schu-
len.

Antragsteller und Zuwendungsempfanger fir alle Schulen sind die jewei-
ligen Schultrdger. Zusammen mit dem Férderantrag muss zu den For-
derbereichen ,IT-Grundstruktur®, ,Digitale Arbeitsgerate, ,Schulgebun-
dene mobile Endgerate” sowie ,Planung zur bedarfsgerechten Qualifizie-
rung der Lehrkrafte“ ein technisch-padagogisches Einsatzkonzept (tpEk)
von der jeweiligen Schule vorgelegt werden, welches von beiden Seiten -
Schultrager und Schule - gemeinsam getragen und mitgezeichnet wurde.
Ohne dieses technisch-padagogische Einsatzkonzept (tpEk) ist eine For-
derung in den genannten Bereichen nicht mdglich. Bereits vorhandene
aktuelle Medienkonzepte konnen zur Erstellung des tpEks herangezogen
werden. Gefoérdert werden kdnnen nach der Richtlinie insbesondere fol-
gende Vorhaben oder Forderbereiche:

- IT-Grundstruktur (schulisches WLan, Anzeige- und Interaktionsgera-
te),

- digitale Arbeitsgerate und

- nachrangig schulgebundene mobile Endgerate (bis max. 25.000 Euro
je Schule).

Im Rahmen dieser Férderrichtlinie hat die Verwaltung nunmehr je Schul-
standort entsprechende Forderantrdge (in der Summe 64 Antrage) in
Hohe von fast 0,8 Millionen Euro gestellt, fur die mit Datum vom
09.07.2020 die jeweiligen Zuwendungsbescheide vom Land erteilt wur-
den. Gefdrdert werden dabei Investitionen in die digitale Infrastruktur von

24



Schulen sowie regionale InvestitionsmalRnahmen.

Die bewilligten Fordermittel stehen fir folgende MaRnahmen zur Verfi-

gung:

- Neue Server fur die weiterfihrenden Schulen: Fir die Anschaffung,
Installation und Einbindung von 31 Servern an 26 Schulen und 5 Teil-
standorten wurden von der Bezirksregierung Detmold Fordermittel in
Hoéhe von 558.000 Euro bewilligt. Die Zuwendung wird in der Form
der Anteilsfinanzierung in Hohe von 90% der zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben von 620.000 Euro als Zuschuss gewahrt. Der
kommunale Eigenanteil betragt 10% der zuwendungsfahigen Ge-
samtausgaben, also 62.000 Euro. Die MaRnahmen sind im Zeitraum
vom 09.07. bis zum 30.11.2020 durchzufihren.

- Zur Ertichtigung des Glasfaseranschlusses fir 32 Schulen und 1
Teilstandort, die im Rahmen des Breitbandférderprogramms Land am
Glasfasernetz angeschlossen werden, wird die Inhouseverkabelung
erneuert. Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinanzierung in
Hohe von 90% der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben (259.182
Euro) als Zuschuss (233.263,80 Euro) gewahrt. Der kommunale Ei-
genanteil betragt 10% der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben, al-
so 25.918,20 Euro. Die MaRnahmen sind im Zeitraum vom 01.01. bis
zum 31.10.2021 durchzufthren.

Die Auszahlung der Zuwendungen erfolgt jeweils im Wege eines Mittel-
abrufs als Erstattung der férderfahigen Ausgaben.

Eine Weiterleitung der Mittel an Einzelschulen ist nach der entsprechen-
den Rechtsgrundlage nicht vorgesehen.

Neben den genannten MalRnahmen fir die bereits Forderbescheide vor-

liegen, plant die Stadt Bielefeld folgende weitere Mallnhahmen aus dem

Forderprogramm DigitalPakt Schule umzusetzen:

- Verbesserung der Netzwerkinfrastruktur durch Versorgung aller
Schulstandorte mit Wlan

In einem ersten Schritt sollen ab 2021 alle Klassen-, Mehrzweck-, Fach-

und Differenzierungsraume, sowie die Lehrerzimmer mit Wlan versorgt

werden. Eine Ausschreibung zur konkreten technischen Umsetzungspla-

nung erfolgt derzeit.

- Ausstattung der Schulen mit Prasentationsmedien

Die Vorarbeiten fir die Anschaffung der Gerate zur Nutzung in Klassen-,

Mehrzweck-, Fach- und Differenzierungsraumen, sowie Lehrerzimmern

laufen parallel zur oben genannten Ausschreibung. Insgesamt sind ca.

3.000 Raume auszustatten.

- Ausstattung der Schulen mit digitalen Endgeraten

Die Richtlinie zum DigitalPakt Schule ermdéglicht pro Schule ein Anschaf-

fungsvolumen fur digitale Endgerate in Hohe von 25.000 €. In der Summe

stehen daflr fur alle Schulen in stadt. Tragerschaft insgesamt 2,025 Mio.

€ zur Verfigung. Da es sich bei dem Forderprogramm DigitalPakt Schule

um eine InfrastrukturmalRnahme handelt, ist die Ausstattung mit digitalen

Endgeraten nachrangig umzusetzen.

Die Fordermittelantrége zu den o.g. MalRnahme befinden sich in Vorbe-
reitung, die entsprechend erforderlichen tpEks werden mit den Schulen
abgestimmt. Nach der Richtlinie ist jeweils ein Antrag pro Schule beim
Fordermittelgeber einzureichen.

Zu Zusatzfrage 1:
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Vor dem Hintergrund des digitalen Wandels in der Gesellschaft hat die
Kultusministerkonferenz im Dezember 2016 die Strategie ,Bildung in der
digitalen Welt* beschlossen, in der sich alle Lander auf einen gemeinsa-
men Kompetenzrahmen im Umgang mit Medien verstandigt haben. Damit
einher geht die Verpflichtung der Lander, daflir Sorge zu tragen, dass alle
Schilerinnen und Schiiler, die zum Schuljahr 2018/2019 in die Grund-
schule eingeschult werden oder in die Sekundarstufe | eintreten, bis zum
Ende ihrer Pflichtschulzeit die in diesem Rahmen formulierten Kompeten-
zen erwerben kdnnen.

Mit dem an die KMK-Strategie angepassten Medienkompetenzrahmen
NRW

(https://medienkompetenzrahmen.nrw/fileadmin/pdf/LVR ZMB_MKR Bro
schuere.pdf) hat das Land NRW in 2018 verbindliche Grundlagen fir die
Medienkonzeptentwicklung in den Schulen in NRW geschaffen und
gleichzeitig darauf hingewiesen, dass vor diesem Hintergrund ggf. die
Medienkonzepte der Schulen bis spatestens zum Schuljahresende
2019/2020 Uberarbeitet werden sollen, da sie wesentliche Grundlage flr
die Antragstellungen der Schultréger fur IT-Investitionen (auch aus dem
Forderprogramm DigitalPakt Schule) sind. Hierbei kann coronabedingt
von Verzogerungen bei der Fertigstellung der Medienkonzepte ausge-
gangen werden.

Nach dem Runderlass Unterstiutzung fiir das Lernen mit Medien
(BASS 16 — 13 Nr. 4) soll die einzelne Schule entsprechend den pada-
gogischen Bedurfnissen und ausgehend von der bereits vorhandenen
Ausstattung ein Medienkonzept aufstellen, dass sich am Schulprogramm
orientiert und auch ein schulspezifisches Qualifizierungskonzept enthalt.
Dieses Konzept kann dem Schultrager als Orientierungspunkt fir seine
Medienentwicklungsplanung dienen.

Vor diesem Hintergrund liegen dem Schultrdger Stadt Bielefeld aktuell
aus 33 Schulen Medienkonzepte vor. 67% der vorliegenden Medienkon-
zepte datieren aus den Jahren 2017, 2018 und 2019. Der verbleibende
Anteil wurde in den Jahren 2012 — 2016 erstellt.

Zu Zusatzfrage 2:

Der Medienkompetenzrahmen NRW ist wie oben dargestellt zentrales
Instrument flr eine systematische Medienkompetenzvermittiung in den
Schulen und enthalt diverse Elemente informatischer Grundbildung. Der
MKR bildet damit den verbindlichen Orientierungsrahmen flir die Entwick-
lung bzw. Weiterentwicklung der Medienkonzepte der Schulen. Bei der
Erstellung dieser Konzepte werden die Schulen durch die értlichen Medi-
enberaterinnen und Medienberater der regionalen Kompetenzteams un-
terstitzt. Bei den Medienberaterinnen und Medienberatern handelt es
sich somit um Landespersonal.

Die Medienentwicklungsplanung der Schulen erfolgt -bis zur Vorlage ei-
nes aktuellen Medienentwicklungsplans flr die Bielefelder Schulen- im
Rahmen sogenannter Jahresgesprache zwischen Schule und Schultra-
ger, in denen aktuelle Medienbedarfe vor dem Hintergrund der pad. Um-
setzung durch die Schulen benannt werden. Die Umsetzung der Bedarfe
erfolgt anhand der zur Verfigung stehenden Finanzmittel im MEP.

Frau von Schubert (FDP) bedankt sich fir die Beantwortung der Anfrage,
mdchte aber noch wissen, mit welchem zeitlichen Horizont bezlglich der
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Zu Punkt 3.3.5

Umsetzung der vorgeschlagenen MalRnahmen gerechnet werde.

Frau Schonemann erklart ihr, dass man die Antrage stellt, sobald die
Ausschreibung fachlich geprift ist. Die technische Umsetzplanung wird
zurzeit vorbereitet. Die entsprechenden Antrdge werden dann in Lose
aufgeteilt. Sie rechnet damit, dass im Laufe des nachsten Jahres Netz-
werke, W-Lan und Prasentationsmedien in den ersten Schulen installiert
werden.

Anfrage der Biindnis 90/Die Griinen-Fraktion vom 17.08.2020
zum Thema "Fort- und Weiterbildung zu Themen der Digitali-
sierung an Schulen”

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11525/2014-2020

Frage:

Wie werden die Fort- und Weiterbildungen rund um Digitalisierung nach-
gefragt (wenn moglich nicht nur fir die technischen Fortbildungen, fir die
die Stadt verantwortlich ist, sondern auch fir die padagogischen)?

Zusatzfrage Nr.1:
Wie ausgelastet ist das Medienlabor und die Beratung dort?

Zusatzfrage Nr. 2:

Die Verwaltung hat rund 10.200 Endgerate fir Schiler*innen und Leh-
rer“innen in Losen zu je 1.000 ausgeschrieben. Wie wird der Andrang
von Anfragen und Beratung bewaltigt werden kénnen, wenn die Gerate in
Betrieb genommen werden?

Antwort des Kompetenzteams NRW, Bielefeld:

Da im Rahmen der staatlichen Lehrerfortbildung aufgrund der Corona-
Pandemie erst mit dem Beginn des neuen Schuljahres wieder Veranstal-
tungen moglich waren, gab es im letzten Halbjahr keine Anfragen diesbe-
zuglich. Zuvor wurden vor allem in den Bielefelder Grundschulen Fortbil-
dungen zum grundsatzlichen Einsatz von Tablets im Fachunterricht
nachgefragt. Der Medienberater fir die Grundschulen fihrte an 12 Biele-
felder Grundschulen solche Veranstaltungen durch.

Eine zu Beginn des letzten Halbjahres entwickelte schulexterne Fortbil-
dungsreihe fur die Umsetzung des Medienkompetenzrahmens NRW im
Fachunterricht musste coronabedingt ausfallen und wird ab Herbst 2020
neu aufgelegt.

Die Nachfrage aus den weiterfUhrenden Schulen konnte nicht eruiert
werden, da erst zum neuen Schuljahr ein neuer Medienberater fur die
Sek. | eingesetzt werden konnte. Einige Anfragen von weiterfihrenden
Schulen konnte der Medienberater der Grundschule zwischenzeitig ab-
decken.

Antwort der Schulverwaltung:

Von Seiten des Schultragers wurden in der Vergangenheit stets anlass-
bezogen (z. B. Einfihrung des Fachverfahrens SchiLDzentral) Fortbil-
dungen fur die vom Schultrager in den Schulen installierte Hard- und
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Zu Punkt 3.3.6

Software angeboten und durchgefiihrt. Ein diesbezuglicher konkreter
Fortbildungskatalog wird mit Umsetzung der Digitalstrategie und unter der
Voraussetzung der dafir zur Verfigung stehenden Personalressource zu
erarbeiten sein.

Fur das Sofortausstattungsprogramm erstellt die Verwaltung aktuell in
Kooperation mit den Medienberatern des Landes einen Handlungsleitfa-
den inkl. Moodlekurs zur Unterstitzung der Medienbeauftragten der
Schulen beim Einsatz der mobilen Endgerate.

Zu Zusatzfrage Nr.1

Im Rahmen der Konzeptionierung der Digitalstrategie fur die Bielefelder
Schulen wurde im Arbeitskreis der Schulformen zur Digitalstrategie das
sog. Eckpunktepapier erstellt und abgestimmt. Im Arbeitskreis bestand
Konsens daruber, dass fur die Schulen ein Medienlabor benétigt wird, in
dem von Schulen und Lehrkraften neue Hard- und Software ausprobiert
werden kann und fur Beratung fachkundiges Personal des Schultragers
ebenso zur Verfligung steht, wie die Medienberater/innen des Landes.
Ferner sollte im Medienlabor ein kontinuierliches Fortbildungsangebot
zum Umgang mit der vom Schultrager installierten Hard- und Software
bereitgestellt werden.

Ein Medienlabor steht aktuell allerdings noch nicht zur Verfigung.

Zu Zusatzfrage Nr.2

Die Sofortausstattungsprogramme sind ein bisher einmaliger Vorgang, fur
die -neben dem Beschaffungs- und Einrichtungsvorgang flir die Gerate-
noch eine Vielzahl von Verwaltungsverfahren zu erarbeiten sind, die heu-
te noch nicht existieren, wie z. B. ein Ausleihverfahren (Ausleihvertrage
mit Varianten in den sieben gangigen Sprachen), Leitfaden flr Schulen
zum Vorgehen bei Einrichtung und Ausleihe der Gerate, Verwaltungsver-
fahren fur Schadensfdlle, Umgang mit Support und Wartung, Re-
investition nach 4-5 Jahren Geratenutzung, Umsetzung weiterer unterjah-
riger Softwarebedarfe der Schulen, zentrale Administration, Hotline, etc..

Fir diese Vorgange bieten die Richtlinien keinerlei Anhaltspunkte oder
Unterstutzung bzw. liegen keine weiteren Hinweise und Erlduterungen in
diesem Kontext vom Ministerium fur Schule und Bildung vor. Darlber
hinaus ist die Férderung von Personalkosten in beiden Foérderprogram-
men nicht vorgesehen.

Anfrage der Biindnis 90/Die Griinen-Fraktion vom 17.08.2020
zum Thema "Dokumentation von QuarantianemafRnahmen und
SchulschlieBungen"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11529/2014-2020

Inwiefern werden Corona bedingte Quarantdnemaflinahmen und Schul-
teilschlieBungen an Bielefelder Schulen vom Schulamt der Stadt Bielefeld
zentral erfasst und dokumentiert?

Zusatzfrage Nr.1:
Gibt es eine Differenzierung der Dokumentation nach betroffenen Lehre-
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rinnen und Lehrern und Schilerinnen und Schilern, zuzuglich der Schul-
oder Lehrbefreiung wegen attestierter Risikovorbelastung?

Zusatzfrage Nr. 2:

Inwieweit wurde bisher das schulpsychologische Angebot der Schulbera-
tungsstelle der Stadt Bielefeld im Zusammenhang mit Corona bedingter
psychischer oder leistungsbezogener Probleme von Schilerinnen und
Schulern genutzt und wird es weiter vorgehalten?

Antwort der Verwaltung:

Die Schulaufsichten des Schulamtes fiir die Stadt Bielefeld antworten zur
Anfrage und Zusatzfrage Nr. 1 wie folgt:

Das Schulamt fir die Stadt Bielefeld hat die Aufsicht tber die Grund-,
Haupt- und Forderschulen. Die Schulaufsicht tiber die anderen Schulfor-
men obliegt der Bezirksregierung Detmold.

Die Schulleitungen aller Schulen sind verpflichtet, Corona-bedingte Qua-
rantdnemalnahmen der Gesundheitsdmter bezogen auf die Schulerin-
nen und Schiler bzw. auf die Lehrkrafte der Schule und auch Schul-
teilschlieRungen/Schulschliefungen (zurzeit: wochentlich) dem Ministeri-
um online zu melden. Eine zentrale Erfassung oder Dokumentation wird
vom Schulamt der Stadt Bielefeld nicht vorgenommen.

Zusatzfrage Nr.2:

Die Regionale Schulpsychologische Beratungsstelle (RSB) nimmt unver-
andert und durchgangig Anmeldungen entgegen. Aktuell ist die Erreich-
barkeit durch den Abzug der einzigen Verwaltungskraft in das Gesund-
heitsamt erschwert.

Die Anfragefrequenz war in der Corona-Zeit spurbar reduziert. Die An-
meldegrinde sind jedoch weiterhin unverandert: Schwierigkeiten in den
Bereichen Lesen, Schreiben, Rechnen, Konzentration, oder Selbstma-
nagement. Corona wirkt in diesem Zusammenhang als Verstarkung der
Problemlagen. Schuler, die ohnehin Im Ruckstand sind, drohen weiter
zurtckzufallen (fehlende Ausstattung, fehlende Unterstlitzung durch das
Elternhaus). Dies sind die Einschatzungen und Ruckmeldungen der Leh-
rer, die in gutem Kontakt mit vielen Schulern waren und sind.

Die Fordergruppen zu den Themen LRS und Matheschwierigkeiten
mussten unterbrochen werden. Aktuell arbeiten wir an situationsange-
passten Loésungen (groRere Raume, kleinere Gruppen, Distanzunter-
richt). Die Gruppen werden ihre Arbeit zeitnah wiederaufnehmen.
Anfragen zu wahrgenommenen Ungleichheiten in Ausstattung und Ver-
sorgung durch Schulen sind in der Schulberatungsstelle eher indirekt
angekommen (s.0.). Auch haben sich vorrangig Eltern und Lehrer gemel-
det, die Anpassungsschwierigkeiten an die aktuelle Situation hatten. Wir
gehen davon aus, dass die 0.g. Probleme erst nach einer weitergehen-
den Normalisierung der Situation vermehrt zu Tage treten werden.

Unsere Angebote haben wir an die aktuelle Situation angepasst. Es gibt
tagliche Telefonsprechzeiten fur EL, Schiler*innen und Schulpersonal.
Wir bieten Einzel-Supervision bzw. Coaching und Beratung von Lehrkraf-
ten/ Schulsozialarbeiter*innen und Schulleitungen uber das Telefon und
mittlerweile auch wieder personlich an. Auf unserer Homepage gibt es
Materialien und Hinweise, die in Zusammenarbeit mit dem Landesver-
band fir Schulpsychologie sowie den Bielefelder Beratungsstellen entwi-
ckelt wurden. Diese wurden und werden von den Schulen genutzt.
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Zu Punkt 3.4

Zu Punkt 3.5

Zu Punkt 3.5.1

Frau Pfaff (B 90/Griine) bedankt sich fiur die Beantwortung der Anfrage.
Sie teilt weiterhin mit, dass am 21.08.2020 ein Artikel in der NW gestan-
den hatte, in dem gestanden hatte, dass Schuilerinnen und Schiler auf-
grund von Corona vermehrt von Depressionen und Angststérungen be-
troffen seien. Sie wolle daher, dass dagegen offensiv vorgegangen wer-
de.

Frau von Schubert (FDP) fragt, ob die Foérdergruppen auch in den Herbst-
ferien stattfanden. Aufgrund der Sommerferien solle man jetzt schon vor-
bereitet sein und keine Zeit verlieren. Und im Ruckblick zum Sommer teilt
sie mit, dass dies auch andere Kommunen besser geschafft hatten als
Bielefeld.

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus erklart, dass im Sommer die Forderricht-
linie erst drei Tage vor den Ferien erlassen wurde. Von den insgesamt
800.000 € Fordergeld habe Bielefeld 124.000 € abgerufen. Also habe
man schon etwas erreicht in Bielefeld. Er stellt aber heraus, dass die
Schule den Férderbedarf der Schilerinnen und Schiler feststellen muss.
Erst danach kann entsprechend geférdert werden. Er geht davon aus,
dass eine entsprechende Foérderrichtlinie auch fir die Herbstferien kom-
men wird.

Antrage
Keine

Bericht zur Schulentwicklungsplanung

Ganzheitliche Schulentwicklungsplanung: Entwicklung von
Szenarien und Handlungsempfehlungen fiir die weiterfiihren-
den allgemeinbildenden Schulen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11283/2014-2020

Herr Grin (B 90/Grine) beantragt 1. Lesung. Seine Partei sei noch in
Gesprachen mit Eltern und der GEW und es gabe noch umfangreichen
Beratungsbedarf.

Herr Kleinkes (CDU) gibt an, dass auch die CDU grundsatzlich fir eine
erste Lesung waren, aber dies in diesem Fall auch misslich sei, da die
Entscheidung dann erst spater kame.

Er beschwert sich darUber, dass manche schulpolitischen Sprecher der
Parteien den letzten Sitzungen der AG SEP ferngeblieben waren und
dass diese neuerdings eine Zusendung der Unterlagen im Voraus for-
dern. Dies ware so nicht abgesprochen und man konne so einiges besser
absprechen und in die jeweilige Partei weitergeben, wenn der schulpoliti-
sche Sprecher der Partei bei der AG SEP anwesend ware. Auch ist er
dagegen, dass man sich von Dritten den Zeitplan vorschreiben lasse.
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Herr Wandersleb (SPD) teilt mit, dass er die Bitte zur 1. Lesung zur
Kenntnis nehme. Er spricht sich aber daflr aus, zu diesem TOP schon
einmal eine fachliche Diskussion zu fiihren.

Herr Suchla (SPD) fragt die Verwaltung, was die 1. Lesung in der heuti-
gen Sitzung flir den weiteren zeitlichen Ablauf bedeute.

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus teilt ihm mit, dass die Zahlen vorliegen.
Die Verwaltung hat ihre Arbeit getan. Sie wird dann in dieser Angelegen-
heit nicht weiter planen und sich anderen SEP-Themen widmen.

Herr Poetting (Dez. 2) erklart daraufhin den TOP anhand der Beschluss-
vorlage. So habe die Verwaltung dargelegt, wie grol der Bedarf ist und
welche Malnahmen empfohlen werden. Man habe sich anhand der
Schulerprognosezahlen jede Einzelschule und Schulform angeschaut. So
habe die Verwaltung anhand von Raumbedarf, Elternwille, Ubergang aus
Grundschulen und dem Raumbestand die verschiedenen Varianten erar-
beitet. Der Elternwille und der Ubergang aus der Grundschule sind eine
neue Prognoseberechnung.

Herr Kleinkes (CDU) bedankt sich bei der Verwaltung fur die Vorlage. Er
hatte sich bis hierhin aber mehr erhofft als nur Teilschritte. Seiner Mei-
nung nach seien manche Ergebnisse weder fach-, noch sachgerecht.

Die CDU stellt daher folgenden Anderungsantrag:

Der Schul- und Sportausschuss beschliel3t zur Sicherstellung der Bedarfe
an Schulplétzen in der Sekundarstufe | und Il die folgenden MalBnahmen:

a) Am Ceciliengymnasium und am Gymnasium am Waldhof wird
entsprechend der bereits beschlossenen formalen Ziigigkeitener-
weiterung eine bauliche Erweiterung um jeweils einen Zug umge-
setzt. An beiden Gymnasien wird eine zusétzliche Erweiterung um
jeweils einen Zug gepriift. AuBerdem soll der bedarfsgerechte
Neubau von bis zu zwei 3-4 ziigigen Gymnasien im erweiterten
Innenstadtbereich erfolgen. Die Verwaltung wird mit der Standort-
suche fiir zwei neue Gymnasien im Bereich der erweiterten In-
nenstadt beauftragt.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Méglichkeit der Errichtung ei-
nes Gymnasiums im Stadtbezirk Jéllenbeck zu priifen, wobei in
rdumlicher Hinsicht einer Inanspruchnahme der dortigen Gemein-
debedarfs-/Schulbedarfsflache in unmittelbarer Nachbarschaft zur
Realschule Jéllenbeck der Vorzug zu geben ist.

b) Aufgrund der Nachfrage an Realschulen in Bielefeld Mitte wird
die Verwaltung mit der Standortsuche fiir eine neue drei- bis vier-
ziigige Realschule im Bereich der erweiterten Innenstadt beauf-
tragt.

Die Verwaltung wird (berdies beauftragt, die Gertrud-Bdumer-
Schule um einen Zug zu erweitern und dafiir die baulichen Vo-
raussetzungen dazu zu schaffen.

Bei der Suche nach Standorten fiir Realschule und Gymnasium
wird die Verwaltung beauftragt, auch nach méglichen gemeinsa-
men Standorten fiir beide Schulformen zu suchen, um so Syner-
gieeffekte zu nutzen.
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c) Zur Deckung der Unterversorgung im integrierten System wird die
Verwaltung beauftragt, die Erweiterung der Sekundarschule Koé-
nigsbriigge und der Sekundarschule Gellershagen um jeweils ei-
nen Zug zu prtifen.

d) Sowohl die Planungen fiir die Neubauten als auch die Erweite-
rungen an bestehenden Schulen sollen sich an den Qualitéts-
standards orientieren, die im Rahmen der ganzheitlichen Schul-
entwicklungsplanung erarbeitet werden. Insbesondere sind Fach-
raumbedarfe, Sporthallenkapazitdten und Flachen fiir den Ganz-
tag zu berticksichtigen.

Der Anderungsantrag wird von Herr Kleinkes begriindet. Um den Nord-
westen zu entlasten bendtige Bielefeld ein Gymnasium in Joéllenbeck. 14
— 21 Zige aus Jollenbeck, Theesen, Dornberg und Brake wirden in um-
liegende Gymnasien pendeln, wie z.B. noch Werther, Halle oder Spenge.
Eine Flache fir ein Gymnasium ware vorhanden und daher solle man die
Umsetzung in Jollenbeck prifen.

Dass die Verwaltung Uber das Stadtgebiet hinweg keinen Handlungs-
druck bezliglich der Realschulen sehe, kénne er nicht verstehen. Er fragt
sich, wie die Zahlen zustande kamen. Weiter frage er sich, ob in der Ver-
waltung der Elternwille keine Bedeutung habe. Eine solche Schulpolitik
solle der Ausschuss nicht betreiben. Daher misse mindestens eine wei-
tere Realschule im erweiterten Innenstadtbereich neu errichtet werden.
Auch sei die Gertrud Baumer Realschule in einem inakzeptablen Zu-
stand.

Abschulungen kénne man nicht durch integrierte Systeme vermeiden.
Daher solle man Gymnasien und Realschulen raumlicher zusammenzie-
hen.

Bezuglich der Neubauten und Erweiterungen teilt er mit, dass diese Vor-
haben mehr unterstutzt werden missen.

Auch Herr Wandersleb (SPD) bedankt sich bei der Verwaltung fir die
Vorlage. Zum Thema Abschulung gibt er an, dass man daruber zu wenig
wisse, weil auch das Land oder die Bezirksregierung dartiber keine Aus-
sagen mache. Seiner Meinung nach sind die Eltern dafiir nicht verant-
wortlich, sondern die Lehrer. Diese mussten die Schilerinnen und Schi-
ler entsprechend férdern, und dafir musse der Schultréger eine entspre-
chende Ausstattung zur Verfligung stellen. Er bittet darum, dass die Ab-
schulung in der 7. Klasse des Gymnasiums in der Vorlage aufgenommen
werde.

Die Zahlen der Vorlage fande er nicht ungewdhnlich. Diese wirden auf
dem Schulgesetz beruhen und dieses gabe einen engen Rahmen vor.

Bei den Sekundarschulen stimme er der CDU zu. Bei den Realschulen
sehe er kein Zahlenproblem, sondern ein Verteilungsproblem. Auch wolle
seine Partei keine groften padagogischen Systeme.

Das Thema Gemeinsames Lernen sei ein Thema fur die neue Legislatur-
periode.

Den Punkt a) der Vorlage hatte er gerne offener formuliert. Hier seien
auch Verbundschulen ein Thema.

Mit der GEW seien sie auch in Gesprachen und diese kenne ihren
Standpunkt.
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Frau von Schubert (FDP) teilt beziiglich des Anderungsantrages mit,
dass die Vorfestlegung des Standortes nicht mit der SEP vereinbar sei,
solange es die Zahlen nicht hergeben.
Bezlglich der Realschulen gibt sie an, dass es keine SEP gegen den
Elternwillen geben diirfe. Der Bedarf sei groRer. Eine Uberprifung der
Zahlen solle nach der Wahl stattfinden.

Herr Schraub (Stadtelternrat) freut sich Uber weitere Schulgebaude, da
der Stadtelternrat dafiir kdmpfe. Er wiinsche sich, dass auf den Konver-
sionsflachen ein bis zwei Flachen fur Schulen und KITAs freigehalten
wuirden. Auch solle man, wenn méglich, alte Kasernengelande flir Schu-
len nutzen. Bei den neu zu errichtenden Schulen solle gleich mit einer
vier bis funf-Zugigkeit geplant werden.

Beim Thema Realschulen zeigt sich Herr Schraub verwundert dartber,
dass man nun eine neue Realschule bendtige, nachdem man eine Real-
schule fUr eine Sekundarschule geschlossen habe.

Die Sekundarschulen missten seiner Meinung nach besser ausgestattet
werden. Zu Anfang habe man damit geworben, dass es eine signifikant
kleine Klassengrofle gabe, dies wurde allerdings von der Landesregie-
rung torpediert.

Das Thema Abschulung sei eine schwierige Diskussion. Der Elternwille
sei das Gymnasium, die Schuleignung des Kindes aber nicht. Daher kén-
ne man dies nicht pauschal auf die Schule abwalzen.

Frau Pfaff (B 90/Griine) mochte wissen, warum die Bezirksvertretungen
vorher nicht angefragt wurden.

Frau Schonemann erklart inr, dass es sich hierbei um Ulberbezirkliche
Schulen handelt. Konkrete Plane werden den Bezirksvertretungen aber
auch zur Kenntnis vorgelegt.

Herr Schatschneider (fraktionsloses RM) sehe keine unlberbrickbaren
Differenzen. Wenn man nun aber nicht entscheide, gabe es wieder eine
halbes Jahr Verzug. Daher stellt er folgenden Antrag:

Ich beantrage zur Abstimmung dieses Tagesordnungspunktes eine Son-
dersitzung.

Herr Kleinkes (CDU) bittet danach um eine Sitzungsunterbrechung, wel-
cher stattgegeben wird.

Die Sitzung wird von 17:30 Uhr bis 17:40 Uhr unterbrochen.

Nach der Sitzungsunterbrechung erklart Herr Wandersleb (SPD) fur die
schulpolitischen Sprecher, dass der Antrag von Herrn Schatschneider, in
seinem Einvernehmen, wie folgt geandert wird:

Es wird zur Abstimmung dieses Tagesordnungspunktes eine Sondersit-
zung vor der Kommunalwahl am 13.09.2020 beantragt.

Uber den gednderten Antrag von Herrn Schatschneider wird wie folgt
abgestimmt:

dafiir: 11 Stimmen

dagegen: 3 Stimmen
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Zu Punkt 3.5.2

Enthaltungen: 1 Stimme
-mit Mehrheit beschlossen-

Der Ausschuss nimmt in 1. Lesung Kenntnis von der Vorlage der Verwal-
tung und dem Anderungsantrag der CDU.

Ausbau der GS Babenhausen auf drei Ziige einschl. bedarfs-
gerechtem Ganztagsangebot sowie bedarfsgerechtem Ausbau
der Leineweberschule

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11209/2014-2020

Frau Schonemann erlautert, dass die Verwaltung die Sicherstellung der
steigenden Bedarfe an Grundschulplatzen (Férderschulplatzen) im Hand-
lungsgebiet Babenhausen / Stadtbezirk Dornberg sicherstellt.

Es wird mit einem Anstieg der Schilerzahlen von ca. 119 Schiilerinnen
und Schilern bis zum Schuljahr 2025/26 fir die GS Babenhausen ge-
rechnet. Zuwachse an Schulerinnen und Schulern resultieren auch aus
dem Einzugsbereich der Eichendorffschule Die Aufnahmekapazitat wird
um 93 Platze Uberschritten.

Auch die Aufnahmekapazitat der Leineweberschule ist voll ausgelastet
und es ist nicht mit einem Ruckgang der Schilerzahlen zu rechnen.

Der Schul- und Sportausschuss hatte die Verwaltung am 18.02.2020 be-
auftragt, im Handlungsgebiet Babenhausen zwischen Voltmannstralle,
Babenhauser Bach und der Fachholschule die Mdglichkeiten zur Errich-
tung einer zwei- bis dreizligigen Grundschule zu verfolgen.

Ein geeignetes Grundstuick konnte innerhalb dieses Bereiches im Westen
dafur nicht gefunden werden. Jedoch steht ein Grundstick im Bereich der
Sekundarschule Gellershagen dafur zur Verfugung. Da die Schulwege fur
die Schulerinnen und Schilern aus dem Bereich Babenhausen dafir zu
weit waren, schlagt die Verwaltung die alternative Handlungsvariante 2
vor. Diese war in den politischen Gremien bereits mit der Vorstellung der
Schulentwicklungsplanung fir die Grundschulen eingebracht worden.
Vorgesehen ist eine Erweiterung der Grundschule Babenhausen um ei-
nen Zug. Damit werden die Schulplatzbedarfe in Dornberg gedeckt. Mit
der Baumalinahme sollen auch die Ganztagsbedarfe fir OGS und Mensa
endgultig bertcksichtigt werden.

Weiterhin teilt sie mit, dass die BV Dornberg die Beschlussvorlage ein-
stimmig beschlossen hat.

Ohne weitere Beratung ergeht folgender

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt die erforderlichen MaBRnahmen zur
Planung und zum Ausbau der GS Babenhausen auf drei Zige ein-
schlieRlich eines bedarfsgerechten Ganztagsangebotes sowie eines

bedarfsgerechten Ausbaus der Leineweberschule zu ergreifen.

- einstimmig beschlossen -
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Zu Punkt 3.5.3

Errichtung einer zwei- bis dreiziigigen Grundschule am Stand-
ort der Sekundarschule Gellershagen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11210/2014-2020

Frau Schénemann fuhrt in das Thema ein. Mit der Beschlussvorlage
mochte die Verwaltung die Sicherstellung der Bedarfe an Grundschul-
platzen im Handlungsgebiet Babenhausen / Stadtbezirk Dornberg sicher-
stellen. Fur die Eichendorffschule, Stiftsschule, Blltmannshofschule und
die Grundschule Babenhausen wird mit einem Schilerzuwachs von 322
Schulerinnen und Schilern bis zum Schuljahr 2025/2026 gerechnet. Die
Aufnahmekapazitat wird um ca. 297 Platze Gberschritten.

Es wird daher die Entlastung der Grundschule Babenhausen, Eichen-
dorffschule, Stiftsschule und Blltmannshofschule angestrebt. Die Verwal-
tung empfiehlt die Errichtung einer neuen zwei- bis dreizliigigen Grund-
schule auflerhalb des Suchgebietes am Standort der Sekundarschule
Gellershagen und die Neufestlegung der Schuleinzugsbereiche zur Steu-
erung der Kapazitatsauslastungen.

Weiterhin teilt sie mit, dass die BV Schildesche abweichend vom Be-
schlussvorschlag einstimmig beschlossen hat.

Herr Wandersleb (SPD) meldet sich zu Wort und teilt dem Ausschuss mit,
dass die BV mit dieser Beschlussvorlage Uberfordert gewesen sei. Sie sei
davon ausgegangen, dass die neue Grundschule woanders errichtet
werden wurde.

So bestehen noch Fragen bezliglich des Areals, des genauen Standor-
tes, der Verkehrsflihrung, der baulichen Erweiterung der Sekundarschule
und der wegfallenden Raumlichkeiten Seitens der BV.

Frau Schénemann erklart, dass das Areal grol3 genug sei und auch wei-
terhin Platz fir einen Ausbau der Sekundarschule bestehe. Wenn man
sich vor der Sekundarschule befindet, befindet sich auf der rechten Seite
eine freie Flache. Auf dieser Flache solle die neue Grundschule errichtet
werden. Weiterhin gehe man auch nicht von einer groRen Zunahme des
Verkehrs aus, habe aber die Elterntaxis im Blick. Sie bittet daher um Ab-
stimmung, damit der Beschluss mit weiteren Details vorbereitet werden
kann.

Herr Kleinkes (CDU) fragt nach, ob man sich mit dem Beschluss uber die
BV hinwegsetzen wolle. Daher beantragt er, den von der Verwaltung vor-
geschlagenen Beschluss durch folgenden Beschluss der BV Schildesche
Zu ersetzen:

Beschluss:

Es wird beabsichtigt, am Standort der Sekundarschule Gellershagen eine
zwel- bis dreizligige Grundschule zu errichten.

ten-

Die BV Schildesche erteilt einen ergebnisoffenen Priifauftrag, im Stadt-
bezirk zu einer neuen Grundschule zu kommen. Der Standort der Sekun-
darschule Gellershagen ist dabei ausdriicklich nicht ausgeschlossen und
soll auf seine Eignung gepriift werden — auch im Blick auf den ebenfalls
notwendigen Erweiterungsbau fiir die Sekundarschule und auf die Aus-
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Zu Punkt 3.5.4

wirkungen auf die umliegenden Grundschulen.

Herr Wandersleb (SPD) moéchte daraufhin wissen, ob der Beschluss der
BV ausreichend und sachlich genug sei.

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus antwortet, dass dies der Fall ist. Wirde
der Beschluss so beschlossen werden, wirde die Verwaltung ihn ent-
sprechend abarbeiten. Die Planungen wirden standortunabhangig wei-
terlaufen. Das im Beschluss der Verwaltung vorgeschlagene Grundstick
sei als Gemeinbedarfsflache ausgewiesen und eigne sich somit als
Schulbauflache.

Frau Schénemann stellt klar, dass die neu zu errichtende Grundschule
zur Entlastung der in der Beschlussvorlage genannten Grundschulen
dienen solle.

Herr Schulze (Stadtsportbund) teilt dem Ausschuss seine Irritation bezlig-
lich des Grundstlicks mit. Sie seien als Nachbar bisher nicht gehort wor-
den.

Uber den Antrag wird wie folgt abgestimmt:

-einstimmig beschlossen-

Sodann ergeht folgender

Beschluss:

Es wird beabsichtigt, am Standort der Sekundarschule Gellershagen

eine zwei- bis dreiziigige Grundschule zu errichten.

a a l_he a a rrord

vorzubereiten-

Der Schul- und Sportausschuss erteilt einen ergebnisoffenen Priif-
auftrag, im Stadtbezirk zu einer neuen Grundschule zu kommen. Der
Standort der Sekundarschule Gellershagen ist dabei ausdriicklich
nicht ausgeschlossen und soll auf seine Eignung gepriift werden —
auch im Blick auf den ebenfalls notwendigen Erweiterungsbau fiir
die Sekundarschule und auf die Auswirkungen auf die umliegenden
Grundschulen.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Errichtung einer dreiziigigen Grundschule am Standort
Oldentruper Str. (Hohe Einmiindung Meisenstr.)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11211/2014-2020

Frau Schénemann erklart, dass mit der Beschlussvorlage die Deckung
des prognostizierten Schulerzuwachses und Sicherstellung der Bedarfe
an Grundschulplatzen im Stadtbezirk Stieghorst erreicht werden soll.

Zu diesem Zweck plant die Verwaltung die Entlastung der Osningschule,
Stieghorstschule, Rulzheideschule und der Frébelschule.

Fur diese Schulen ist mit einem Anstieg der Schilerzahlen von 299 Schi-
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lerinnen und Schulern bis zum Schuljahr 2025/2026 zu rechnen. Die Auf-
nahmekapazitat wird um ca. 162 Platze Uberschritten.

Das in der Beschlussvorlage vorgeschlagene Grundstick ist flr einen
neuen Grundschulstandort (Errichtung einer dreizigigen Grundschule
inkl. einer 1-fach Sporthalle) geeignet. Die Flache ist zum Grofteil bereits
als Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung Schulerweiterungs-
flache ausgewiesen. Derzeitig wir die Flache vom UWB als Lagerflache
genutzt. Weiterhin dient sie als Wegeverbindung.

Daher ist die Errichtung einer dreiztigigen Grundschule nach dem Prinzip
der Wohnortnahe aus Kapazitatsgriinden zu bevorzugen.

Sie teilt weiterhin mit, dass der Beschluss in der BV Stieghorst mit Mehr-
heit beschlossen wurde.

Herr Kleinkes (CDU) stellt folgenden Anderungsantrag:

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt an den bestehenden Grundschulstandor-
ten — Hillegossen, Osningschule, Stieghorstschule — die Méglichkeit fiir
eine Zlgigkeitserweiterung zu priifen und die erforderlichen Mal3nahmen
ftir die Erweiterung der Grundschulen und fiir den Standort Greifswalder
StralBe zu realisieren. Durch die Erweiterung der bestehenden Grund-
schulen ist die Errichtung einer Grundschule auf dem Flurstiick Nr. 2457
obsolet.

Er begrindet diesen damit, dass eine Segregation zu erwarten sei und
dieser wolle man so vorbeugen. Auch sei das Grundstlick fur die geplan-
te Grundschule in einem Gebiet mit erheblichen Verkehrsaufkommen.
Wenn der Ausschuss dem Anderungsantrag der CDU zustimmen wiirde,
muisse danach die Frage der Schuleinzugsbereiche geklart werden. Man
kdnne so aber auch die drei anderen Grundschulen starken, auch im
Hinblick darauf, dass man nicht auf die Kaserne zurtickgreifen kénne.
Herr Lasche (B 90/Griine) entgegnet ihm, dass die Osningschule und
Stieghorstschule bereits stark durch Segregation belastet seien. Der vor-
geschlagene Ort befinde sich an einer zweispurigen Stralle. Wenn die
Grundschule dort angesiedelt wirde, kénne man auch Uber Tempo 30
vor der Schule nachdenken. Im Hintergeldnde des Standortes befinde
sich ein Friedhof und eine Grinflache. Er halte diesen Standort fur geeig-
net. Aus eigener Erfahrung als Lehrer kdnne er bestatigen, dass kleinere
Systeme flr Grundschulen sinnvoller seien.

Herr Schraub (Stadtelternrat) moniert, dass der Standort von Anfang an
gesetzt gewesen sei. Er sei als Stieghorster gegen diese Flache. An der
Stieghorster Stralle befinde sich eine alte nicht mehr genutzte Gewerbe-
flache, welche man fir einen Schulneubau in Betracht ziehen solle. Ge-
nerell stelle sich fir ihn die Standortfrage.

Far Frau von Schubert (FDP) sei die heterogene Schulerschaft und das
besondere Profil der Schule wichtig.

Uber den Anderungsantrag der CDU wird wie folgt abgestimmt:
dafur: 5 Stimmen

dagegen: 8 Stimmen

Enthaltungen: 1 Stimme

- mit Mehrheit abgelehnt —
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Zu Punkt 3.5.5

Sodann ergeht folgender

Beschluss:

Es wird beabsichtigt, am Standort Oldentruper StraBe (Gemarkung
Bielefeld, Flur 63, Flurstiicksnr. 2457, Hohe Einmindung Meisenstr.)
eine dreiziigige Grundschule zu errichten.

Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen MaRnahmen zur
Realisierung der Grundschule inkl. einer 1-fach Sporthalle zu ergrei-
fen und den Errichtungsbeschluss fiir 2021 vorzubereiten.

dafiir: 9 Stimmen

dagegen: 5 Stimmen

- mit Mehrheit beschlossen -

Festlegung rechtsverbindlicher Schuleinzugsbereiche fiir die
Grundschulen Am Waldschlosschen, Dreekerheide, Ummeln,
Brocker Schule und Queller Schule

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11195/2014-2020

Frau Beckmann (Amt fir Schule) erklart, dass die Verwaltung mit der
vorliegenden Beschlussvorlage den in der Juni-Sitzung beschlossenen
MalRRnahmen zu den Szenarien fir die Grundschulen, durch Einrichtung
von verbindlichen Schuleinzugsbereichen im Handlungsgebiet Brackwe-
de/West fur die Brocker Schule und dem zur Folge die Grundschulen
Ummeln und Quelle und im Handlungsgebiet Jollenbeck/Brake fir die
Grundschulen Am Waldschléfichen und Dreekerheide folgt.

Zweck der Bildung von Schuleinzugsbereichen ist, im Interesse der All-
gemeinheit fur eine moglichst gleichmaige Auslastung der Schulen einer
bestimmten Stufe, Art oder Form zu sorgen.

Hierzu erfolgte anhand der vorhandenen Einwohnerdaten eine Auswer-
tung hinsichtlich der zu verteilenden Schulerzahlen und der Schulkapazi-
taten unter Berilcksichtigung geografischer Barrieren und Wegebezie-
hungen.

Durch die Bildung eines Schuleinzugsbereiches kann die Schule die Auf-
nahme von Schilern ablehnen, wenn diese nicht im Schuleinzugsbereich
wohnen und kein wichtiger Grund fir den Besuch dieser Schule vorliegt.
Dies mit dem Ziel, Ubergrof3e Eingangsklassen zu vermeiden und gleich-
zeitig benachbarte, kleine oder weniger nachgefragte Schulen zu starken.

Mit dem neuen Einzugsbereich fur die Grundschulen in Jdllenbeck folgt
die Verwaltung auch einem Vorschlag der beiden Schulleitungen, der
auch von der Bezirksvertretung Jollenbeck unterstiitzt wurde. Mit der
MalRnahme wird eine Entlastung der Grundschule Am Waldschlésschen
erreicht.
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Zu Punkt 3.5.6

Zu Punkt 3.6

Mit der Erweiterung des Einzugsbereichs der Brocker Schule wird im
Handlungsgebiet Brackwede/West erreicht, dass diese Schule stabil
zweizugig gefuhrt werden kann, bei gleichzeitiger Entlastung der Grund-
schulen Ummeln und Quelle.

Weiterhin teilt Sie mit, dass die Vorlage in der Sitzung der BV Brackwede
am 20.08.2020 einstimmig beschlossen worden ist. Die BV Jdllenbeck
tagt erst 27.08.2020.

Ohne weitere Beratung ergeht folgender
Beschluss:

Fiir folgende Grundschulen werden durch Satzung (Anlage) rechts-
verbindliche Schuleinzugsbereiche gem. § 84 Abs. 1 Schulgesetz
NRW gebildet:

Grundschule Am Waldschlosschen
Grundschule Dreekerheide
Brocker Schule

Queller Schule und

Grundschule Ummeln

Die Satzung zur Anderung der Rechtsverordnung iiber die Bildung
von Schuleinzugsbereichen fiir ausgewahlte Grundschulen der
Stadt Bielefeld vom 18.07.2012 wird beschlossen.

- einstimmig beschlossen -

Neubau Grundschule Hellingskamp
Vorstellung der Planungen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11308/2014-2020

Frau MoRinger (ISB) stellt den Neubau der Grundschule Hellingskamp
anhand einer Prasentation, welche sich auf die Informationsvorlage be-
zieht, vor. Weiterhin teilt sie dem Ausschuss mit, dass der Bauantrag in
der nachsten Woche gestellt wird.

Ohne weitere Beratung nimmt der Ausschuss Kenntnis von der Vorlage.

Ausstattung von Lehrkraften mit digitalen Endgeraten an
Schulen in stadt. Tragerschaft

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11434/2014-2020

Ohne weitere Beratung nimmt der Ausschuss Kenntnis von der Vorlage.
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Zu Punkt 3.7

Zu Punkt 3.8

Verwendung des Integrationsbudgets — Schule und Bildung

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11358/2014-2020

Ohne weitere Beratung ergeht folgender
Beschluss:
Schul- und Sportausschuss beschlieft:

Aus dem Integrationsbudget werden fiir die Dauer von drei Jahren
folgende MaRnahmen gefordert:

1. Das Budget "Schulische Integrationshilfen” und die Projekte der
Vielfalt des Kommunalen Integrationszentrums werden mit jahr-
lich 112.150,00 € aufgestockt.

2. Fiir die Unterstiitzung von Sprachforderangeboten in den Schul-
ferien werden jahrlich 102.924,00 € bereitgestellit.

3. Fir das Kooperationsprojekt der Dezernate OB, 2 und 5 zum
Ubergang Kita-Grundschule werden jahrlich 47.060,00€ bereitge-
stelit.

4. Das Projekt ForBi — Forderunterricht fiir Schiilerinnen und Schii-
ler nichtdeutscher Herkunftssprache wird mit jahrlich 18.000,00 €
gefordert.

- einstimmig beschlossen -

Bewerbung um Projektmittel zum Aufbau von sechs Familien-
grundschulzentren

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11241/2014-2020

Frau Pfaff (B 90/Griine) meldet sich zu Wort und mdchte wissen, warum
grade diese Schulen ausgesucht worden seien.

Herr Wérmann (Buro fir integrierte Sozialplanung und Pravention) ant-
wortet, dass dies eine Prozessentscheidung gewesen ist. Man konzent-
riere sich auf einen Bereich, da so die Auswirkungen besser sichtbar
werden. Da die Sennestadt an sich schon eher ein abgeschlossener Be-
reich ist, haben sich diese Schulen fur dieses Projekt angeboten. Er geht
aber davon aus, dass dies ein Einstieg in ein Landesprojekt wird.

Sodann ergeht folgender
Beschluss:
der Schul- und Sportausschuss beschlieft:

1. Das Sozialdezernat beantragt im Rahmen des Projektaufrufs
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Zu Punkt 3.9

,Kinderstark“ des Ministeriums fiir Kinder, Familie, Fliichtlin-
ge und Integration des Landes NRW Projektmittel in Hohe
von 221.000 € fiir den Aufbau von sechs ,Familiengrund-
schulzentren®.

2. Das Konzept der Familiengrundschulzentren wird an folgen-
den sechs Standorten erprobt: Briider-Grimm-Schule, Hans-
Christian-Andersen-Schule, Astrid-Lindgren-Schule, Broker
Schule, Sudschule, Sudbrackschule. Die OGS-Trager der je-
weiligen Grundschulen Gibernehmen die Tragerschaft.

3. Die Entwicklung und Koordination der Familiengrundschul-
zentren erfolgt Uber das Biiro fur Integrierte Sozialplanung
und Pravention. Hier wird 2 Stelle geschaffen, die liber die
beantragten Projektmittel des Landes finanziert wird. Diese
ist fiir die Entwicklung und Koordination der Familiengrund-
schulzentren zustandig.

4. Die Finanzierung des Eigenanteils der Stadt in Héhe von
55.250 € fur das Jahr 2020 erfolgt aus eingesparten Eigenan-
teilen fiir INSEK-Projekte des Biiros fiir Integrierte Sozialpla-
nung und Pravention.

5. Das Projekt Familiengrundschulzentren wird nur vorbehalt-
lich der miindlich in Gesprachen vom Ministerium in Aus-
sicht gestellten Regelfinanzierung durch das Land ab dem
Jahr 2021 durchgefiihrt.

- einstimmig beschlossen -

Nachbewilligung von Haushaltsmitteln zur Forderung des Pro-
jektes ,,Mein Korper gehort mir*

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11337/2014-2020

Frau von Schubert (FDP) nimmt aufgrund ihrer Rolle als stellvertretende

Vorsitzende der Arztlichen Beratungsstelle gegen Vernachlassigung und

Misshandlung von Kindern e.V. nicht an der Beratung teil und enthalt sich

bei Abstimmung.

Ohne weitere Beratung ergeht folgender

Beschluss:

Der Schul- und Sportausschuss empfiehlt dem Rat zu beschlieRen:

1. Fiir die stadtweite Durchfiihrung der sog. Kindersprechstunde
im Rahmen des Projektes ,,Mein Korper gehort mir“ werden im
Haushaltsjahr 2021 kommunale Mittel in Hohe von 30.000 € be-
reitgestelit.

2. Fir den Fall, dass es nicht gelingt, den Mehraufwand durch das
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Zu Punkt 3.10

Zu Punkt 3.11

Sozialdezernat zu erwirtschaften, werden bei PSP
11.06.01.02.0001.01 SK 53180000 fir das Haushaltsjahr 2021
30.000 € nachbewilligt. Dies erhoht nach jetzigem Stand den Jah-
resfehlbetrag.

3. Fir die Jahre 2022 ff. ist eine Mittelanmeldung zum Haushalt
vorzunehmen.

dafiir: 13 Stimmen
Enthaltungen: 1 Stimme
- bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen -

Abendgymnasium Bielefeld - Auflosunqg des Standortes Lohne

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11459/2014-2020

Frau Schonemann erklart, dass die Bezirksregierung mitgeteilt habe,
dass ein formeller Beschluss des Ausschusses bendétigt wird. Daher habe
man von Seiten der Verwaltung die Beschlussvorlage gefasst.

Ohne weitere Beratung ergeht folgender

Beschluss:

Der Schul- und Sportausschuss beschlieBt die SchlieBung der Au-
Renstelle des Bielefelder Abendgymnasiums in der Stadt Lohne.

- einstimmig beschlossen -

Forderung zusatzlicher Busverkehre zur Schiilerbeforderung

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 11526/2014-2020

Frau Schénemann erklart, dass im OPNV eine erhéhte Inanspruchnahme
vorliegt seit Schuljahresbeginn.

In Bussen, Bahnen und an den Haltestellen besteht eine Maskenpflicht,
demgegeniber ist ein Mindestabstand rechtlich nicht einzuhalten.

Zur Entlastung des Schulerverkehrs wurde die Richtlinie des Ministeriums
fur Verkehr (am 20.8.2020) zur Gewahrung von Zuwendungen zur Foérde-
rung zusatzlicher Busverkehre zur Schilerbeférderung zur Verbesserung
des Infektionsschutzes in Nordrhein-Westfalen aufgrund der Corona-
Pandemie beschlossen. Die Pflicht der Schultrager zur Ubernahme der
Schulerfahrkosten im OPNV bleibt von der Férderung unberiihrt. Zuwen-
dungsvoraussetzung ist, dass die zusatzlichen Busse bzw. Fahrten Uber
die regular vorgesehenen Angebote hinausgehen und eine Entlastung im
OPNV zu den Schulanfangs- bzw. —endzeiten darstellen.

Die Stadt Bielefeld als Schultrager entwickelt in Zusammenarbeit mit mo-
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Biel eine abgestimmte Regelung, um die Forderrichtlinie fir Bielefeld zu
nutzen. Um zu ermitteln, auf welchen Linien die Schilerverkehrsstrome
besonders grof3 sind, erfolgt bereits jetzt in den Schulen eine Befragung
aller Schilerinnen und Schiler.

moBiel wird eine bedarfsgerechte Umsteuerung von Stadtbahnen vor-
nehmen, soweit das technisch und betrieblich méglich ist. Voraussichtlich
kénnen bis zu 28 Busse von Drittunternehmen auf hoch frequentierten
Linien eingesetzt werden, um den Infektionsschutz im Schulerverkehr
weiter zu verbessern.

Die Ergebnisse der Schillerinnen und Schuler-Befragung dienen als Be-
stands- und Bedarfsanalyse und sollen Anfang September vorliegen. Auf
dieser Basis konnten Entzerrungskonzepte fir den Schulbeginn gemein-
sam mit den in Frage kommenden Schulen entwickelt werden, die nach
den Herbstferien vorliegen sollen.

Weiterhin ist auch eine Anpassung der Schulanfangszeiten moglich.

Die SPD-Fraktion und die Blndnis 90/Die Grunen-Fraktion stellen zu
diesem Tagesordnungspunkt folgenden Antrag:

Beschluss:

1. Die Verwaltung wird gebeten, auf der Basis der Ergebnisse der geplan-
ten Befragung von SuS gemeinsam mit moBiel ein Entzerrungskonzept
ftir Stadtbahn- und Buslinien mit besonders gro8en Schiilerverkehrsstro-
men zu entwickeln.

2. Das Konzept soll mit den betroffenen Schulen kommuniziert und unmit-
telbar nach den Herbstferien umgesetzt werden.

Herr Blumensaat (CDU) moéchte wissen, von welchem Zeitraum man
spreche.

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus erklart, dass es sich perspektivisch um
einen Zeitraum nach den Herbstferien handelt. Im Augenblick erfolgt die
Erhebung durch moBiel. Das Ergebnis bleibt abzuwarten. Weiterhin teilt
er mir, dass sollte ein Einvernehmen beztiglich geanderter Schulanfangs-
zeiten nicht hergestellt werden kdnnen die Bezirksregierung entscheiden
wird.

Frau von Schubert (FDP) moniert, dass die Zahlen bezuglich der Schule-
rinnen und Schiiler, welche den OPNV benutzen, eigentlich moBiel vor-
liegen mussten. Auch hatte diese Frage schon friher geklart werden
mussen. Ferner ware jetzt klar, dass im Herbst mehr Schulerinnen und
Schiiler den OPNV benutzen wiirden. Firr sie sei so ein Konzept auch nur
wahrend der Pandemiezeit zulassig.

Sie stellt daher den Antrag, dass der Schul- und Sportausschuss in der
Sondersitzung am 07.09.2020 das Konzept von moBiel beschlie3en sol-
le.

Herr Wandersleb (SPD) entgegnet ihr, dass dies keine Vorgabe von mo-
Biel, sondern vom Land sei. Er sahe keine Notwendigkeit flir so einen
Beschluss.

Herr Kleinkes (CDU) mahnt, dass es keine Diskussion uber die Schulan-
fangszeiten geben durfe. Auch sollen diese nicht durch die Hintertir ver-
andert werden. Dies hatte einen enormen Einfluss auf die Freizeitgestal-
tung der Schilerinnen und Schiiler. Auch ist er sich nicht sicher, ob der
Ausschuss eine zeitliche Begrenzung festsetzen kdnne und ob Punkt 2
des Antrages so umsetzbar sei.
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Zu Punkt 3.12

Herr Schraub (Stadtelternrat) méchte wissen, ob es bezuglich der Schul-
anfangszeiten keiner Entscheidung der Schulkonferenz bedurfe.

Herr Beigeordneter Dr. Witthaus teilt ihm mit, dass aufgrund des vorlie-
genden Beschlusses das Verfahren verkirzt ist. Der Schultréger ist an
den Erlass gebunden.

An Herrn Kleinkes gerichtet teilte er mit, dass das angestrebte Konzept
nur wahrend der Pandemiezeit Glltigkeit haben solle und nach den
Herbstferien umgesetzt werden solle.

Uber den Antrag der FDP wird wie folgt abgestimmt:
Dafur: 7 Stimmen

Dagegen: 7 Stimmen

- bei Stimmengleichheit abgelehnt -

Uber den Antrag der SPD-Fraktion und der Biindnis 90/Die Griinen-
Fraktion wird wie folgt abgestimmt wird:

Beschluss:

1. Die Verwaltung wird gebeten, auf der Basis der Ergebnisse der
geplanten Befragung von SuS gemeinsam mit moBiel ein Entzer-
rungskonzept fiir Stadtbahn- und Buslinien mit besonders groRen
Schilerverkehrsstromen zu entwickeln.

2. Das Konzept soll mit den betroffenen Schulen kommuniziert und
unmittelbar nach den Herbstferien umgesetzt werden.

dafiir: 8 Stimmen

Enthaltungen: 6 Stimmen

- einstimmig bei einigen Enthaltungen beschlossen —
Der Ausschuss nimmt Kenntnis von der Vorlage.

Beschliisse aus vorangegangenen Sitzungen - Bericht der
Verwaltung zum Sachstand

Kein Bericht

Nichtoffentliche Sitzunq:

[..

]
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Lars Nockemann Daniel Seifert
Vorsitzender Geschaéftsfuhrer/Schriftf. Schule

Arne Middeldorf
Schriftfihrer Sport

45



	Entschuldigt
	BM_Text2
	Beschlußvorschlag
	pgfId-1621430

